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Die Auffassung des Begriffes der Polizei im 
Yorigen Jahrhundert^). 



Von P. X. Punk. 



Erster Aufsatz. 

Die Geschichte weist uns in allen jhren Gebieten eine ge- 
naue Verkettung der einzelnen Theile auf. Das metaphysische 
Aj{iojm : alles Seiende hat seine Ursache, hat wie überall, so auch 
hier seine Gültigkeit, sollte die Ursache bisweilen auch nur schwer 
zu entdecken sein, und eben in der unumstösslichen Wahrheit 
dieses Satzes liegt für den Forscher der Antrieb, in die Tiefe 
der menschlichen Begebenheiten zu steigen und hier im innem 
Wesen die auf der Oberfläche unsichtbare Verkettung von Ur- 
sache und Wirkung zu suchen. Die vorausgehende Zeit ist das 
Triebrad der folgenden und diese durch jene bedingt findet in 



1) Folgender Aufsatz ist eine Ueberarbeitung der Von der Tübinger 
staatswirtfaschaftlichcn Facultät im Jahre 1861 gestellten und gekrönten 
Preisaufgabe über das Thema : „es sollen die Auffassungen bezüglich der 
Aufgabe der Polizei, welche in Deutschland während des vorigen Jahr- 
hunderts sich entwickelt haben , übersichtlich dargestellt und in ihrem all- 
gemeinen Zusammenhang mit den gesellschaftlich-politischen Zuständen und 
mit der geistigen Richtung jener Periode nachgewiesen und beurtheilt wer- 
den". Aus der Fassung obigen Thema's erklärt sich auch die Eintheilnng 
des Aufsatzes. 
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ihr und von ihr aus allein eine gerechte Würdigung und Er- 
i<iärung. Dieses Abhängigkeitsverhäitniss und dieses gegenseitige 
Ineinandergreifen der einzelnen Zeitabschnitte ist so ganz in der 
Natur und in dem Wesen der Sache gelegen, dass eine atomi- 
stische Betrachtung einer einzelnen Periode an sich, wenn auch 
nicht gerade durchaus unmöglich, so doch jedenfalls ungenügend 
und mangelhaft sein würde. Erst wenn wir den Blick auf das 
Ganze richten, vermögen wir das Ganze zu erfassen und zu 
verstehen. Findet ja diese Erscheinung auch auf andern Gebieten 
statt, wo von zeitlicher Einwirkung keine Rede ist. Um eine 
klare Vorstellung, einen bestimmten Begriff von einer Sache zu 
erhallen , beschränken wir uns nicht auf sie allein : — durch 
Vergleichen mit und Unterscheiden von andern ahnlichen Dingen 
und durch das Ineinsfassen dieser verschiedenen Momente ge- 
staltet sich uns ein vorstelliger Begriff, ein klares Bild. In weit 
höherem Grade muss dies aber in der Geschichte zutreffen, welche 
in ihrem Ganzen ein organisches, von dynamischen freien Kräften 
bewegtes Gebilde ist, wo daher das Vorhergehende eben die 
Ursache des Folgenden ist. Aber nicht blos das Nacheinander 
in der Geschichte weist uns diese Verkettung von Ursache und 
Wirkung auf, sondern ebenso auch die verschiedenen einzelnen 
gleichzeitigen Gebiete in derselben , bei denen sich dieses Ver- 
hältniss zur Wechselwirkung gestaltet, wesshalb die Geschichte 
auch nach dieser Seite einer eingehenderen Betrachtung zu unter- 
ziehen ist. Der Beobachter kann zwar die einzelnen Gebiete 
unterscheiden und wird sie unterscheiden, um auch das Einzelne 
sich zu klarerem Bewusstsein zu bringen: aber trennen kann er 
sie nicht, ohne das lebensvolle Ganze zu zerreissen; er wird sie 
unterscheiden nur, um sie wieder zur concreten Einheit zusam- 
menzufassen. Dieses Verhältniss der Wechselwirkung in der 
Geschichte lässt sich im Allgemeinen folgendermaassen ausdrücken : 
Wissenschaft und Leben stehen immer in lebendiger Wechselbe- 
ziehung, was namentlich von den Zweigen der Wissenschaft gilt, 
die eine unmittelbare Anwendung auf das practische Leben. er- 
fahren. So ist denn „insbesondere bei den Begriffen von Recht, 
Staat und Politik die Wechselwirkung der Theorie und Praxis 
ganz unläugbar; keine wird der andern auf lange Zeit voraus- 
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eilen, oder hinter ihr zurückbleiben"'*). Theorieen von Recht 
und Staat, deren ausgesprochener Endzweck war, sich dem be- 
stehenden Leben zu entziehen , wurden doch wieder von dem- 
selben an- und in dasselbe hereingezogen. Die Wissenschaft vom 
Staat muss eben allen begründeten Forderungen gerecht werden, 
welche das verschiedene, veränderliche und sich ausdehnende 
Leben an ihn stellt. Ebenso kann auf der andern Seite das prac- 
tische Leben sich nie ganz den Einflüssen der Wissenschaft und 
deren Bestrebungen entziehen. Gibt ja doch diese vielfach die 
Linien an die Hand, auf deren Grund die practischen Reformen 
sich voll^iiehen ^). 

Die Aufgabe des Staates ist indess nicht immer dieselbe, 
gestaltet sich vielmehr verschieden nach der Bildungsstufe und 
den dieser entsprechenden Lebenszwecken der Völker. In gleicher 
Weise ändern sich auch die Einrichtungen des staatlichen Zu- 
sammenseins, ändern sich die Functionen des Staates : ein anderer 
Zweck bedingt andere Mittel. Eine solche Umgestaltung ist aber 
nur selten das Werk des Zufalls, in der Regel tief im Leben und 
der Geschichte eines Volkes begründet. Wo nicht ein Eroberer 
auftritt und vom Glücke begünstigt Staaten in Staub stürzt, um 
sich auf den Trümmern derselben den Thron seiner Grösse zu 
errichten, da geht der Process der Umgestaltung im Innern der 
Staaten selbst, in organischer Weise vom Unvollkommenen zum 
Vollkommenem fortschreitend, wenn auch nicht ohne einigen Kampf 
vor sich — denn im Kampfe beruht ja das Leben, Kampf ist das 
Zeichen eines' lebensfähigen Volkes, während thatenlose Stagnation 
das Gegentheil venälh — ; das Höhere evolvirt aus dem Niederen, 
und was jetzt in voller Form vor uns liegt, das ist in früherer 
Zeit noch unentwickelt im Keime. Zur Ausgestaltung dieses 
Keimes wirkt Alles mit, Wissenschaft und Leben nach ihren ver- 
schiedenen Seiten. So liegen die treibenden Elemente dieser 
„moralisch politischen Revolutionen", wie sie Heeren ') nennt, da 



1) Fr. V. Räumer, geschichtliche Entwicklung der Begriffe von Recht, 
Staat und Politik, pag. 1. Vgl. Mohl, Literatur der Staatswissenschaften. 
Bd. 1. p. 6 f. 

2) s. Mohl a. a. 0. p. 5 f. 

3, Heeren, kleine Schriften, Bd. I. p. 5, 
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sie in der moralischen Natur des Menschen ihren Grund haben, 
bereits in der frühem Zeit, und ihre Erkenntniss gewährt uns 
vor Allem ein vollständiges Bild des Staatslebens und seiner ge- 
schichtlichen Entwicklung ; keint^s derselben darf unbeachtet und 
unberücksichtigt bleiben , denn alle in ihrer Totalität und gegen- 
seitigen Wechselwirkung haben jenes geschaffen. 

Wenn Warnkönig *) die Geschichte der neueren Zeit für 
jeden ein unbegreifliches Chaos nennt, der mit der Geschichte der 
rechtsphilosophischen Theorieen , welche die grossen Volksbe- 
wegungen, die Revolutionen heissen, hervorgebracht und die Ver- 
fassung eines grossen Theiles der europäischen Staaten umge- 
staltet haben, der überhaupt nicht mit dem Innern Entwicklungs- 
gang jener Zeit sich vertraut gemacht hat ; wenn Heeren ') zur 
Vervollkommnung der Lehre von den neuern „Staatsverfassungen" 
den Antheil erforscht, welchen bei deren Bildung die „politischen 
Theorieen" gehabt haben: so dürfte der Nachweis, wie in orga- 
nischem Zusammenwirken von Theorie und Praxis im vorigen 
Jahrhundert die „Staatsverwaltung" sich ausgebildet hat, 
gleiches Interesse verdienen. Nicht minder wird dadurch dieser 
Zweig der Geschichte in ein helleres Licht gesetzt werden , als 
dieses bezüglich der Staatsverfassung der Fall ist, vielmehr wird 
diese selbst von diesem Standpunkte aus eine nicht unwichtige 
Aufklärung erhalten, wie sich denn auch beide gegenseitig be- 
dingen. 

Der bieher gehörige Antheil der Wissenschaft ist vertreten 
von der Philosophie des Eudämonismus und der Wissenschaft der 
Polizei, welche beide bedeutenden Einfluss auf das Leben im 
vorigen Jahrhundert übten. Wie die Rechtsphilosophie eine Sicher- 
stellung der Rechte des Menschen und Bürgers erstrebte, so zielten 
diese auf das materielle Befinden des Bürgers ab. Beide Fragen 
sind ihrer Natur nach eng mit einander verbunden, an jenß engere 
schliesst sich immer diese allgemeinere sociale nach dem materiel- 
len Wohlergehen, überhaupt nach der gesellschaftUchen Stellung 
der unteren Classen '). Diese sociale Frage , die , wie gesagt, 

1) Warnkönig, Rechtsphilosophie als Naturlehre des Rechts, pag. 10 f. 

2) I. c. I. p. 206 ff. 

3) Fichte, die philosophischen Lehren von Recht, Staat u. Sitte, I. § 276. 
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von der Eudömoniephilosophie und der Polizeiwissenschaft discu- 
tirt wurde, bildet den Gegenstand unserer Aufgabe: Die Polizei 
des vorigen Jahrhunderts in theoretischer und practischer Be- 
ziehung , sowie in ihrem allgemeinen Zusammenhang mit der 
geistigen Richtung der Zeit. 

Bevor wir indessen auf die eigentliche Sache selbst über- 
gehen , sei' es uns erlaubt , über die geschichtliche Entwicklung 
des Begriffes der „Polizei" etwas Weniges beizubringen, da 
durch diese Betrachtung das vorliegende Thema selbst näher be- 
leuchtet wird. 

Uebereinstimmend verlegen alle Schriftsteller, die Gelehrten 
der Staatswissenschaften, wie die Geschichtschreiber, den Anfang 
der Ausübung polizeilicher Thätigkeit von Seiten des Staates in 
die Zeiten Friedrich 's III., Maximilian's I. und Carl's Y. Im An- 
fang, sagt Lotz '), war der Staat auf nichts anderes als Hand- 
habung der Justiz- und Strafgewall gegen innere und auf krie- 
gerische Verlheidigungsmaassregeln gegen äussere Feinde bedacht. 
Die Gesetzgebung begnügte sich noch mit der „traurigen Rolle 
einer finsteren Aufseherin, die nur zu verbieten, zu schrecken 
und zu strafen weiss" ; von dem viel würdigeren Amt einer voraus- 
sehenden, schonenden und klugen FUhrerin der Menschen hatte 
sie keine Ahnung ^. Erst mit der zunehmenden Cultur wurde 
das Bedürfniss noch anderer Institute fühlbar, welche etwas mehr 
leisteten , als blos bürgerliche und peinliche Justizpflege. Die 
Polizei war vielmehr in jener Zeit den Städten, Gemeinden und 
überhaupt den corporativen Elementen vorbehalten, insbesondere 
waren die erstem durch ihre Autonomie in den Stand gesetzt, 
durch Polizeigesetze und Polizeieinrichtungen über jeden Gegen- 
stand ihrer innern Verhältnisse Anordnungen zu treffen. Eine 
nicht geringe Thätigkeit in polizeilicher Hinsicht entfaltete der 
Städtebund, namentlich in Dingen, welche die Erleichterung und 
Sicherstellung des Handels betrafen '). 



1) Begriff der Polizei, p. 3 f. 

2) Hegewisch, Uebersicht der Culturgescbichte, p. 225 f. 

3) Eichhorn, deutsche Stuats- und Rechtsgeschichte, zweite Auflage, 
lU. Bd. p. 301 f. 
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Aber Reichspolizeiordnungen, Polizeigeselze von der obersten 
Stelle im Reiche ausgehend und in ihrer Wirksamkeit für den 
ganzen Umfang des Reiches berechnet , finden sich erst gegen 
das äusserste Ende des fünfzehnten und seit dem sechzehnten 
Jahrhundert. Indess ermangelte dem Worte „Polizei" noch eine 
bestimmte Begrenzung. Die mannigfachsten Gegenstände, vor- 
nehmlich solche, die der Polizei im engern Sinne, der s. g. nie- 
dern Polizei angehören, wurden darunter begriifen. Ueberhaupl 
scheint für alle „gesetzliche Anordnungen , welche das Wohl der 
bürgerlichen Gesellschaft zu erfordern schien, die man aber weder 
zum bürgerlichen Recht, noch zu einem herkömmlich benannten 
Zweig der öffentlichen Gewall zu beziehen wusste, der Ausdruck 
Polizeiverordnung gebräuchlich geworden zu sein" ')• Auch die 
einzelnen Landesverordnungen enthielten dergleichen Gegen- 
stände, sowie sich in den altern Reichsgesetzen Manches fand, 
was dahin gehörte. Eine Zusammenstellung dieser Verordnungen 
nebst einer Vermehrung durch neue Verfügungen gab der Reichs- 
abschied vom Jahr 1 500 ; spätere Reichsgesetze erhielten weitere 
Zusätze ^). Schon die „Regimentsordnung" vom Jahr 1495 er- 
innerte, „dass die Obrigkeiten sollen Ordnung und Polizei vor- 
nehmen , d. h. sie sollten die Kostspieligkeit und Ueberfluss aller 
Stände massigen ; sonderlich Seidengewand, Spezerei und Anderes, 
dadurch und auch in andere Wege baar Geld aus der Nation 
geschafft werde". Die folgenden Reichspolizeiordnungen enthalten 
ein buntes Gemisch der verschiedenartigsten Bestimmungen, be- 
treffend das Münz- und Bücherwesen , Monopolien , Ausfuhr von 
Wolle, wucherliche Contracle, Zinsfuss, Judenhandel, Fälschung 
der Weine, des Gewürzes ; ferner in Bezug auf die Wiedertäufer, 
gartende Knechte imd zügelloses Kriegsvolk, wandernde Hand- 
werksburschen, Juden und Zigeuner. Insbesondere aber befasste 
sich die Reichspolizei „mit Gotteslästerung, Fluchen, Völlerei, Zu- 
trinken , Kleiderprunk , Aufwand bei Hochzeiten, Kindtaufen, Be- 
gräbnissen, Abpractizirung oder eigenwilligen Austreten der Uienst- 



1) Eichhorn, deutsche Staats- und Kechtsgesohii^hte , fünfte Ausgabe. 
IV. Bd. p. 270. 

2) Vgl. ilHd. 271. 
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boten , mit Schalksnarren , Pfeiffern und Trompetern , . . . , mit 
Visitation der Apotheken, mit richterlicher und Advokatenpraxis, 
wo Säumniss und Schmähungen verboten wurden , mit Verboten 
gegen Ehebruch, Hurerei und Kuppelei, gegen die Vereinbarung 
der Handwerker, die Preise zu steigern" *). 

Allein — das ist die allgemeine Klage — die Verordnungen 
blieben ohne Erfolg: die Ess- und Trinklust, Kleidergepränge und 
Modesucht u. s. w. erhielten sich den Polizeiverordnungen zum 
Trotz unverändert. Nicht nur mangelten die geeigneten Mittel 
und Anstalten zu deren Durchführung, sondern auch das Beispiel der 
Höfe, wo die gerügten Uehel grösstentheils in stetem Steigen begriffen 
waren, war wenig geeignet, denselben bei den untern Classen 
Einhalt zu Ihun. Das kaiserliche Ansehen war in stetem Ab- 
nehmen begriffen: das Band, welches die Reichsstände mit dem 
Kaiser verband, war durch die Kirchenspaltung gelockert, und 
die Kluft zwischen beiden wurde immer weiter. Endlich trat ein 
völliger Bruch ein und stürzte Deutschland in den jammervollen, 
unglücklichen dreissigjahrigen Krieg , dessen Feuer „alle gute 
Polizei zerstörte. Religion , Sitte , Erziehung , Unterricht, Cultur, 
Ackerbau , Künste , Handwerker , Handel, Alles lag darnieder" ^). 
Die Bevölkerung war allenthalben bis auf die Hälfte, in einzelnen 
Ländern selbst unter die Hälfte ge.sunken. „Hier eröffnete der 
Friede der Landespolizei ein weites, aber ödes Feld, und in der 
That, mit Hülfe deutscher Kraft, Arbeitsamkeit und Ausdauer, hat 
sie ihm neue Blüthe und neues Leben weit früher, als die kühnste 
Hoffnung zu erwarten wagte, gegeben" ^). Allein der Friede 
währte nicht lange. Auch die folgenden Jahre sind mit Blut und 
Feuer in die Annalen der deutschen Geschichte eingezeichnet. 

In dem Grade nun , als durch solche Vorgänge die Kräfte 
des Landes erschöpft und aufgerieben, die Lage der Unterthanen 
versclilinnncrt wurde, in demselben musste auch zur Erleichterung 
und Besserung der Lage jegliche Thätigkeit in Anspruch genom- 
men werden, zumal da die Bedürfnisse des Lebens nicht abnahmen, 

1") Wachsmuth, fiiro|>aische Sittengeschichte, Bd. V. a. p. 257 If. Heu- 
inann, iiiltia juris pulitiae, p. 22 II'. 

2) Berg, Handbuch des deutschen Pulizeirechts. Bd. I. p. 51. 

3) ibid. 
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sondern stets wuchsen. Grosse Ereignisse, mit schlimmen Wir- 
kungen sowohl als mit guten, sind vor Allem geeignet, ein Volk 
aus seiner Lethargie und Schlaffheit aufzurütteln und mit neuer 
Kraft zu beleben. Auf die Tage der Knechtschaft, an denen 
Napoleon die deutschen Lande darniederhielt, folgten Tage der 
geistigen und physischen Erhebung. So sehen wir denn allent- 
halben gegen Ende des siebenzehnten und namentlich im acht- 
zehnten Jahrhundert die deutsche Thätigkeit sich auf die Frage 
nach dem Wohle des Staates, nach der allgemeinen Glückselig- 
keit, concentriren. Der Staat traf hiezu Anstalten, die Gelehrten 
zogen den Gegenstand in den Bereich ihrer Forschungen , die 
damals namentlich vom Eudämonismus beherrschte geistige Rich- 
tung unterstutzte dieses Streben. Das zeitliche Dasein, welchem 
man früher nur die Stellung eines Mittels zu dem künftigen Leben 
einzuräumen gewohnt war, begann jetzt mehr und mehr als Selbst- 
zweck betrachtet zu werden, dessen allseitige vernünftige Aus- 
bildung nicht blos erlaubt, sondern auch, wie Wolf in seinem 
Naturrecht sagt, eine natürliche Pflicht sei. Damit begannen auch 
die Anforderungen, die man an den Staat stellte, sich zu mehren. 
Subsumirte man nun aber diese Aufgaben des Staates unter seinen 
bisher gebräuchlichen BegrilT, so trat zwischen beiden eine augen- 
föllige Incongruenz hervor, welche Lösung forderte. Dies führte 
zu wiederholten Untersuchungen über den Gegenstand, deren 
Resultat war, dass man dem Staate, welcher bisher im Wesent- 
lichen nur die Rechtspflege besorgte, die Besorgung des Wohles 
der Bürger überhaupt zur Aufgabe machte. So begann man den 
Staat gegenüber dem frühern factischen Justizstaate als eine 
Wohlsanstalt zu betrachten; die Bethätigung des Wohls aber 
gegenüber der Justiz, d. h. die zu der bisherigen blos justiziellen 
Function des Staates hinzutretende neue, sah man als die eigen- 
thümliche Aufgabe der Polizei an. Je mehr die Anzahl dieser 
dem Staate zugewiesenen Aufgabe wuchs, um so mehr vergrösserte 
sich auch der Umfang des Begrifles der Polizei, bis er, wie 
schon bemerkt, in dem Hllgemeinen Begriffe Wohl einen Ruhe- 
punkt fand. 

Neben diesem Entstehungsgrund der Polizei tritt aber noch 
ein anderer in der Geschichte hervor; nicht nur die Lage der 
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Unterthanen, sondern auch die Verhältnisse der Fürsten trieben 
auf sie hin, und wenn jener im Wesentlichen die Stellung der 
Polizei zur Justiz anzeigt, so dieser im Allgemeinen ihr Verhält- 
niss zu dem Finanzwesen. In dieser Beziehung bringt Röscher 
die Entstehung der wissenschaftlichen Polizei mit dem Kammer- 
wesen in den deutschen Ländern in Zusammenhang. Hier lag 
nämlich die Verwaltung der fürstlichen Domänen und Regalien 
einer eignen Behörde, Kammer genannt, ob. Dieser Behörde nun 
wurden bei der damals noch unentwickelten Arbeitstheilung auch 
die neu aufkommenden und rasch wachsenden Polizeigesehäfte 
übertragen; insbesondere fiel ihnen die heute s. g. Wirthschafts- 
polizei zu. Die bedeutendsten Manner, welche im siebenzehnten 
Jahrhundert über Kameralsachen schrieben, fordern dringend neben 
der fiscalischen Seite auch Beachtung der wirthschaftlichen Inte- 
ressen der Kammern. Allmälig nun wurden die für die Kameralbe- 
amten nöthigen Kenntnisse in eine eigene Doctrin zusaramengefasst, 
und im Jahr 1727 errichtete König Friedrich Wilhelm I. eine eigene 
Facultät für Oekonomik und Kameralwissenschaften. In den Be- 
reich dieses Wissenschaftskreises zogen nun die mit seiner Pflege 
betrauten Männer auch die Wissenschaft der Polizei, nicht mehr 
in dem frühern engern, sondern in dem jetzt gebräuchlichen 
weitern Begriff *). 

So entwickelte sich mit dem Steigen der Cultur und dem 
Wachsen der Lebensbedürfnisse der weitere und vollere Begriff 
der Polizeigewalt aus dem engern. Während man noch im fünf- 
zehnten Jahrhundert und in der Folgezeit unter Polizei im We- 
sentlichen nur die Functionen der Präventivjustiz und die Anord- 
nung unmittelbar nolhwendiger, meist nur localer Bedürfnisse und 
die Abwendung eben solcher Uebel verstand, trat sie nunmehr als 
ein selbstständiges, den andern ebenbürtiges Hoheitsrecht hervor, 
dazu bestimmt, die Lehre des abstracten Rechtsstaates mit con- 
cretem positivem Inhalt zu erfüllen. Es liegt dieser Gang ganz 



1) S. Koscher, Grundlagen der Nationalökonomie, p. 27 ff. Vgl. Tafin- 
ger, von der Lehre der Polizeiwissenschaft auf deutschen Universitäten, 
und Dithmar, Einleitung in die Ökonom. Polizei- und Kameralwissen- 
schaften, p. 18 ir. 

Zeitachr. f. Staatsw. I8(j3. JII. Heft. 32 
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in der Natur der Sache begründet, insbesondere lässt sich dieses 
Wachsen der staatspolizeilichen Gegenstände an der Hand der 
Städtepolizei Verfölgen, weiche bei ihrem stetigen, durch die Be- 
dürfnisse bedingten Wachsthum, wie Berg sagt, in sehr vielen 
Punkten der höhern Polizei zum Muster dienen konnte ^). 

Blicken wir noch auf die hieher bezüglichen literarischen 
Erscheinungen , so finden wir in dieser Beziehung eine Ueber- 
legenheit des Auslandes über unser Vaterland. l5as Hauptwerk 
der Polizeiwissenschaft in dieser frühern Zeit war der in vier 
Foliobänden bestehende Traitö de k police von Delamare, welcher, 
auch in Deutschland sehr verbreitet und angesehen, einen nicht 
geringen Einfluss auf die Literatur unseres Landes übte. Seinen 
allgemeinen Standpunkt anlangend, nimmt Delamare einen dem 
Hobbes'schen verwandten Naturzustand an, welchen die Menschen 
wegen der durch Eifersucht, die andern Leidenschaften und Irr- 
thum herbeigeführten Verwirrung und Trennung durch Aufstellung 
von Gesetzen, abgeleitet aus der rechten Vernunft und der natür- 
lichen Gleichheit, aufhoben ^. „La vie commode et tranquille" 
ist der erste Zweck der bürgerlichen Gesellschaft. — Deutschland 
bietet uns vor der Zeit, die wir einer genaueren Betrachtung zu 
würdigen haben, nicht Vieles und wenig Brauchbares dar. Die 
Unsicherheit und Unklarheit, welche dem Begriff der Polizei in 
den von Reichswegen ausgegebenen Polizeiordnungen zu Grunde 
Megi, ist grösstentheils auch diesen wissenschaftlichen Elaboraten 
eigen und sind dieselben meist nur empirische Aufraffungen poli- 
zeilicher Vorschriften und Regeln — hauptsächlich im engern 
Sinne des Wortes. — Ueberdies sind mehrere der diesfallsigen 
Werke blosse Uebersetzungen. So Boters „gründlicher Bericht 
von Anordnung guter Policeyen und Regiments" C1596), der im 
Ganzen ein mixtum compositum von Vorschlägen und Anordnun- 
gen des einzelnen und gefiaeinschaftlichen Lebens ist. Charakteri- 
stisch ist seine Haupteintheilung : „vom Herrn Stand und von der 
Stetten Grösse und Herriichkeit". Ebenso Schrammens politia 
bistorica (1606), d. h. „Beschreibungen, darinnen was in allen 



1) Deutsches Polizeirecht, I. p. 51 f. 

2) pr^ceptes tirez de la droite raison et de l'^qnitö naturelle. 
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Ständen dieses zeitlichen Lebens einem jeden zu wissen oder in 
Acht zu nehmen , von nöthen , durch Exempel alter Kayser, 
Könige, Fürsten, Herrn und andern Personen, so in ihrem Stand 
und BerufT den Regimenten oder sonst ihnen selbst und anderen 
nützlich oder schädlich gewesen" , welche sich als eine Samm- 
lung historischer Anekdoten „von Regenten und Regiment, von 
welllicher Gerechtigkeit, von Träumen, die war worden, von vor- 
nemer Eltern ungeratenen Kindern" etc. genugsam durch seinen 
Titel kennzeichnet. Allein auf der andern Seite stehen auch die 
eigentlich deutschen Arbeiten auf keiner wesentlich höhern Stufe. 
Analog den angeführten Werken ist der Charakter Reinkings 
„biblischer Polizei", d. i. „gewisse aiiss heiliger göttlicher Schrillt 
zusammengebrachte, aulT die drei Hauptstände: als Geistlichen, 
Weltlichen, Häusslichen, gerichtete Axiomata, oder Schlussreden, 
Sonderlich mit Bibelstellerischen Sprüchen und Exempeln, auch 
andern bestärkt^' unmittelbar durch seinen Titel zu erfassen. 
Etwas besser sind die „ohnverfänglichen Vorschläge zur Einrich- 
tung guter Policey" von L. B. von L. , welcher im Allgemeinen 
der Polizei die Aufgabe zuweist, die Mittel zur Herstellung besserer 
Zeiten zu liefern , und die „gemeine Wohlfahrt der menschlichen 
Societüt, die zeitliche Glückseligkeit der Menschen" zu besorgen. 
Von diesem Gesichtspunkte ausgehend, gibt er Vorschläge zu 
einer „Reformation des geistlichen Standtes, des weltlichen Standtes 
und des Haussstandtes" , ganz analog der Eintheilung bei Rein- 
king. Unter der letztern Rubrik bringt er allerdings Gegenstände, 
welche in den Bereich der Polizei gehören, allein das Meiste ist 
ohne Bedeutung und unpraktisch, so dass Justi das Buch mit 
Recht charakterisirt als „viel Chimärisches und nicht Hergehöriges" 
enthaltend. 

Nachdem noch die Schriften von Vetter und Langemack er- 
schienen waren, nahm in der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
die eigentlich wissenschaftliche Behandlung der Polizei ihren 
Anfang. Den Reigen damit eröffnet J. H. Gottlob von Justi. 
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I. 

Die einzelnen Auffassungen der Aufgabe der Polizei. 

Justi hat, wie er sich dessen auch ausdrücklich rühmt '), 
„das erste System einer Polizei geliefert, worin diese Wissen- 
schaft vollständig, von andern Wissenschaften abgesondert und in 
einem, auf die Natur der Sache gegründeten, Zusammenhang er- 
scheint". Er trug seine Lehre hauptsachlich in zwei Werken vor, 
von welchen das eine und frühere die „Grundsätze der Polizei- 
wissenschaft in einem vernünftigen, auf den Endzweck der Poli- 
zei gegründeten, Zusammenhang und zum Gebrauch akademischer 
Vorlesungen abgefasset"(175G) enthält, das andere, „die Grund- 
feste zu der Macht und Glückseligkeit der Staaten" (1760), im 
Wesentlichen im Verhältniss eines Commentars zur ersteren Schrift 
steht. Ferner ist der Stoff abgehandelt in dem ersten Theile 
seiner Staatswirthschaft und in seinen politischen und Finanz- 
schriften. 

Nach den „Grundsätzen" beruht das Wesen des Staates auf 
der Beförderung der gemeinschaftlichen Glückseligkeit, wozu sich 
derselbe als Mittel des allgemeinen Vermögens bedient, das- 
selbe erhält, vermehrt und vernünftig gebraucht, nämlich eben 
zur Beförderung der gemeinschaftlichen Glückseligkeit. Dieses 
bildet den Inbegriff aller ökonomischen und Cameralwissenschaften. 
Die Erhaltung und Vermehrung des allgemeinen Vermögens im 
Verhältniss zu andern freien Staaten liegt der Staatskunst ob ; 
die Polizei aber hat die Erhaltung und Vermehrung des allge- 
meinen Vermögens des Staates durch gute innerliche Ver- 
fassung zu bewirken und demgemäss den allgemeinen Zusam- 
menhang aller verschiedenen Güter, Geschicklichkeiten und Fähig- 
keiten vor Augen zu haben. „Die Polizeiwissenschaft besteht 
somit in der Lehre, das allgemeine Vermögen des Staates zu er- 
halten und zu vermehren und zur Beförderung der gemeinschaft- 
lichen Glückseligkeit einzurichten und geschickt zu machen", oder 
wie er sich in der „Grundfeste" ausdrückt, „die Polizei ist eine 



1) Grundsätze der Polizei Wissenschaft, Vorrede. 
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Wissenschaft, die innerlichen Verfassungen des Staates solcher- 
gestalt einzurichten, dass die Wohlfahrt der einzelnen Familien 
mit dem allgemeinen Besten beständig in einer genauen Verbin- 
dung und Zusammenhange sich befindet" *). — Der Polizei liegt 
also die Erhaltung und Vermehrung des allgemeinen Vermögens 
des Staates ob. Dieses aber begreift in sich alle unbeweglichen 
und beweglichen Güter, sowie die Fähigkeiten und Geschiclilich- 
keiten der Personen. Demgemass stellt Justi in ersterer Be- 
ziehung für die Polizei den Hauptgrundsatz auf: Die Länder der 
Republick sind auf alle mögliche Art zu cultiviren und anzubauen, 
was auf zwei verschiedene Weisen geschieht, auf äusserliche 
und innerliche ; äusserlich durch Anbau und Cultivirung des Lan- 
des und der Städte, innerlich durch Vermehrung der Bevölkerung, 
sei es der einheimischen, oder sei es durch Herbeiziehen der 
Fremden ins Land *). Hinsichtlich der beweglichen Güter der 
Unterthanen ist »die Gewinnung der Landesprodukte und das 
Aufnehmen des Nahrungsstandes auf jede mögliche Art zu för- 
dern". Unter dieser Rubrik behandelt Justi die polizeiliche Sorge 
für die Landwirthschaft , Berg- und Forstwesen, Manufakturen 
und Fabriken, Handwerkswesen u. s. w. Was den letzten Punkt 
betrifft, so ist für die Ausbildung und Erwerbung solcher Fähig- 
keiten Sorge zu tragen, die der Endzweck der gemeinschaftlichen 
Glückseligkeit erfordert. Hierunter begreift Justi im Allgemeinen 
die Sorge für guten sittlichen Zustand, für die Heranbildung der 
Unterthanen zu tüchtigen und nützlichen Bürgern des Staates, 
und die Sorge für innerliche Sicherheit und Steuerung der Bos- 
heit und Ungerechtigkeit '). 

Was den allgemeinen Standpunkt Justi's anbelangt, so stellt 
er als oberstes Princip der Polizei das gemeinschaftliche Beste, 
das Wohl und die Glückseligkeit des Staates in Harmonie mit 
dem Wohle der Einzelnen auf, — welch letztem Beisatz er aber 
erst in seinem zweiten grössern Werke gibt, und welcher auch 
hier nur in der Einleitung steht ohne bestimmenden Einfluss auf 



1) Vgl. zu dieser Ausführung Grundsätze §§ 4—8, Grundfeste §§ 1—3, §8. 

2) Vgl. hiezu Grundsitze § 9 ff. 

3) ibid. § 16 ff. 
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die einzelnen Ausführungen. — Die Polizei ist ihm die Grund- 
feste zu der Macht und Glückseligkeit der Staaten; denn ohne 
gute Polizei „kann man sich keine gründliche und däuerhaftige 
Glückseligkeit eines Staates vorstellen". Dieses sind die lei- 
tenden Gedanken, welche sich durch sein ganzes System hin- 
durchziehen und zu deren Realisirung er unter dem Einflüsse 
seiner Zeit die geeigneten Mittel an die Hand gibt. 

Die Auffassung der Polizei durch Sonnenfels ist theils eine 
Fortbildung der Lehre Justi's, theils ein Ausfluss seiner Ansicht 
von der Entstehung des Staates. Der Endzweck, den die Men- 
schen bei ihrer Vereinigung in eine bürgerliche Gesellschaft ver- 
folgen, ist nach ihm Pemhaltung äusserer Gewaltthaten , Sicher- 
steliung der Person. Dieser Zweck wird um so sicherer erreicht, 
je grösser die Zahl derjenigen ist, welche sich zu einem Ganzen 
zusammenschliessen; denn die Minderheit ist immer in Gefahr, 
dem Angriffe einer Mehrzahl zu unterliegen , während umgekehrt 
diese sich in der Regel eines gegentheiligen Erfolges versichern 
darf. Daher ist es ein Hauptvortheil nicht allein bei Bildung, 
sondern auch bei Erhaltung der Staaten, wenn die Zahl der Be- 
wohner derselben möglichst gross ist. Wenn nach Justi die 
Cultur der Oberfläche eines Landes und — fügen wir in seinem 
Sinne hinzu — der Betrieb des Fabrik- und Manufakturwesens 
ohne starke Bevölkerung niemals in einiger Vollkommenheit be- 
trieben werden kann ; wenn „die Bevölkerung und die Cultur des 
Bodens überhaupt in dem allgenauesten Veiliältnis^e zu einander 
stehen, indem sie nicht nur einander wechselseitig unterstützen 
und befördern, sondern auch allemal mit gleichen Schritten mit 
einander fortgehen"; wenn es überhaupt ohne Macht keine Glück- 
seligkeit des Staates gibt und ohne starke Bevölkerung sich keine 
Macht constituiren kann *) : so war es nur ein einziger Schritt 
zu dem Gedanken, in der Bevölkerung den Maassstab des Wohl- 
standes, in dar grösstmöglichen Bevölkerung das Ziel des Staates 
zu sehen, — Nächst der Sicherheit ist der Hauptgrund zur Bil- 
dung des Staates „die Bequemlichkeit des Lebens«; Beide 
Momente vereinbart machen „die öffentliche Wohffahrt« aus, 



1) Grundfeite Bd. I. § 207 ff. 
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von welcher die Staatswissenschaft im ausgedehntesten Maasse 
handelt. 

Mit der obigen Analyse von der Entstehung des Staates ist 
bereits auch der „Hauptgrundsatz der Staatswissenschaft" gefunden. 
Der Grundsatz Justi's: Beförderung der allgemeinen Glückselig- 
keit, ist nach Sonnenfels ,em wahret*, aber nicht überweisender 
Satz. Die Beförderung der allgemeinen Glückseligkeit ist zwar 
der Augenmerk entstehender Staaten und ihr fortwährender End- 
zweck; eben darum aber kann sie als der Prüfungssatz oder der 
allgemeine Grundsatz nicht angenommen werden, da durch diesen 
die Güte der Maassregeln, welche in ihrer Uebereinstimmung mit 
dem Endzweck besteht, geprüft werden soll". Ein solcher ist 
ihm vielmehr „die Vergrösserung der bürgerlichen Gesellschaft*. 
Diese enthält alle untergeordneten einzelnen Mittel in sich, welche 
vereinigt die allgemeine Wohlfahrt — Sicherheit und Bequemlich- 
keit — befördern» Somit lautet „der Prüfungssatz jeder Maass- 
regel, welche zur Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt ergrifTen 
wird : ist sie der Bevölkerung zuträglich ? ist sie derselben nach- 
theilig"? Dieser Grundsatz gilt in gleicher Weise für alle vier 
Gebiete der gesammlen Staatswissenschaften, für die Politik, die 
Polizei, die Handlung und die Finanz. Denn eine grössere Menge 
gewährt grössere Sicherheit nach Aussen CPoütik); je grösser 
die Menge des Volkes ist, auf dessen bereiten Beistand man 
bauen kann, desto weniger hat man von innen zu fürchten (Poli- 
zei); eine grössere Bevölkerung gibt Vervielfältigung der Nah- 
rungswege von innen, Vermehrung des Erdbaues und Fleisses, 
des Stoffes zur äusseren Vertauschung (Handlung) ; sie gibt end- 
lich Erleichterung zur Erschwingung des öffentlichen Aufwandes, 
weil mit dem Wachsthum der Zahl der Contribuenten die Grösse 
der einzelnen Beiträge ohne Verminderung der öffentlichen Ein- 
künfte in stetigem Verhältnisse abnimmt (Finanz) '). 

Von diesen Grundsätzen aus beginnt nun Sonnenfels die 
specielle Darlegung der Aufgaben der Polizei, und zwar im ersten 
Band, welcher den Titel Polizei trägt, derjenigen Functionen des 



1) Sonnenfels, Grundsätze der Polizei, Handlung und Finanz. 1765. 
S. fünfte Auflag«, I. Bd. § 11 ff. § 28 ff. 
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Staates, welche im Allgemeinen die Persönlichkeit des Menschen 
betreffen, wahrend der andere, mit der Ueberschrifl Handlung, 
sein Verhällniss zur Güterwelt berücksichtigt, so dass eigentlich 
erst beide Bande zusammen die Polizeiwissenschaft vollkommen 
abschliessen. 

Sonnenfels zeigt in seinem ersten Theile tiefe psychologische 
Kenntnisse und bekundet eine lebendige Anschauung vom Wesen 
des Volkes, und demgemäss auch von den Mitteln zu seiner 
Hebung und Besserung. Hinsichtlich des sittlichen Zustandes ver- 
langt er vor Allem, dem Volke überwiegende Beweggründe zum 
Guten anzubieten; denn Beweggründe bestimmen den Willen des 
Handelnden und sein Entschliessen , wesshalb es zur wirksamen 
Besserung der Menschen hauptsächlich der Veredlung der erstem 
bedarf. Im Zusammenhang hiemit dringt er darauf, dem Volke 
einen hohen Begriff von der Vortrefflichkeit der Gesetze beizu- 
bringen. Ueberhaupt will Sonnenfels den Segen der polizeilichen 
Thätigkeit, so weit es möglich ist, mehr auf dem Wege der Be- 
lehrung als der Cabinetordres erreichen *). Was die Wirthschafts- 
polizei anbelangt, welche er, wie bereits bemerkt, unter dem 
Titel Handlung vorträgt, so hat man sie eine Vereinigung des 
Mercantilismus und Physiokratismus zu einem höhern Dritten ge- 
nannt Indess wiegt der erstere Factor bedeutend vor. Wie das 
Mercantilsystem zwar jede Art von Arbeiten, aber alle nur inso- 
fern für produktiv gelten lässt, als durch sie der Vorrath der 
edlen Metalle eines Volkes vermehrt wird, so erklärt auch Son- 
nenfels jede Arbeit, insonderheit aber die für zuträglich, welche 
die meisten Hände beschäftigt, so dass er selbst die Anwendung 
der Maschinen in blos bedingter Weise gestattet. Daher gibt die 
Lehre Sonnenfels' dem Mercantilismus nur eine bestimmtere Rich- 
tung hinsichtlich der Bevölkerung. Auch einzelne schroffe Aeusse- 
rungen beweisen dies, wie: „alle Einfuhr fremder Waaren ist 
Verlust, alle Ausfuhr Gewinn; aber der Verlust ist grösser bei 
der Einfuhr von vollkommenen, als bei der von rohen Fabrikaten 
oder gar von Rohstoffen, welche die nationale Arbeit noch in 



1) S. Bd. I. § 46 ff. § 49 ff. 
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Anspruch nehmen", was das Grundschema der mercantilistischen 
Handelspolitik ist ^). 

Heumann weist der Polizei die Herstellung des summum rei 
publicae bonum zu. Die Menschen des gemeinsamen Wohles wegen zu 
einem Staate zusammentretend — communis salutis causa sociati — 
suchen Sicherheit. Die bürgerlichen Gesetze leges civiles — 
„welche gleichsam die Grundsäulen des Staates sind" , mit denen 
er selbst einstürzt, schlichten Rechtsstreite der Einzelnen. Die 
Bürger streben aber nach einem bequemen und angenehmen, 
sind verpflichtet zu einem frommen, sittlichen, leutseligen und 
anständigen Leben. Dieses ermöglicht ihnen die Polizei; diese 
beschäftigt sich daher mit der vollkommenen Glückseligkeit des 
bürgerlichen Zustandes , zu welchem Behufe sie auf Erhaltung 
und Vermehrung der Güter des Staates und deren Beziehung 
auf die allgemeine Wohlfahrt bedacht ist. „Auf der Polizei be- 
ruht Wohl, Stärke, Ruhm, Glanz und alle geistige und sittliche 
Tüchtigkeit des Staates" *3. 

Aus dem Angeführten erhellt, wie Heumann ganz deutlich 
den oben in der Einleitung angezeigten Weg einschlägt, indem 
er als die wesentliche Aufgabe der Polizei die Befriedigung der 
bei dem Wachsen des Culturlebens neben der Justiz hervortreten- 
den neuen Bedürfnisse bezeichnet. 

Hohenthal definirt die Polizei, nachdem er von dem weitern 
und engern Begriff derselben gesprochen, als den Inbegriff der 
Mitlei — Gesetze und Einrichtungen — , den Glanz des gesanim- 
ten Staates und das äussere Glück der Unterthanen zu befördern. 
Die Polizeiwissenschaft lehrt nach ihm die Art und Weise, wie 
durch Gesetze und andere Verordnungen und Einrichtungen der 
Haushalt des Staates und der Einzelnen nach dem gemeinsamen 
Endzweck des Staates bestimmt wird. Vermöge der polizeilichen 
Thatigkeit hat der Regent und die obrigkeitliche Behörde die 
Aufgabe, das äussere Wohl der Bürger durch beständige Anhal- 
tung zu Thatigkeit und durch weise Anwendung ihrer Güter und 
Vermögen zu befördern und zu erhalten, sowie mit dem Wohle 



1) Bd. II. § 210. 

2) Initia juris politiae Germanorum (1757) § 2 f. § 6. 
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des Staates in Einklang zu bringen. Hinsichtlich des Wohles der 
Bürger kommt aber nicht blos ihre Persönlichkeit in Betracht, 
sondern ebenso auch ihre Güter und die Arten des Erwerbs der- 
selben, und die gesammte Polizeiwissenschaft hat nach Hohenthal 
alle diese drei Seiten zu berücksichtigen. — Fragen wir noch 
nach dem allgemeinen Sßindpunkt Hohenthals in volkswirthschaft- 
licher Beziehung, so finden wir ebenfalls den Mercantilismus, 
gemäss welchem er Unterstützung der Fabriken und Manufakturen 
mit baarem Geld oder durch Abgabenfreiheit fordert und haupt- 
sächlich Prämien für diejenigen Gewerbe verlangt, „quae universae 
civitatis singulorumque civium felicitatem maxinie promovent et 
divitias eum in modum augent, ut annui reditus non modo ad 
consumtionem quotannis sufficiant, sed etiam superent". Ueber- 
haupt räumt Hohenthal der Polizei ein weites Feld zu überschweng- 
licher Thätigkeit ein, was sich namentlich bei seiner Darstellung 
der polizeilichen Sorge als Einzelpersonen zeigt. »Si enim singuli 
cives bene se habent, dubium non est, quin universa civitas 
valeat" >). 

An die Genannten reihen sich Moser und Pütter an, welche 
ebenfalls die Beförderung der zeitlichen Glückseligkeit als die 
Aufgabe der Polizei erblichen. Der erstere versteht unter der 
Polizei speciell „diejenigen landesherrlichen Rechte und Pflichten, 
auch daraus fliessende Anstalten, welche die Absicht haben, der 
Unterthanen äuss^Iiches Betragen im gemeinen Leben in Ord- 
nung zu bringen und zu erhalten, wie auch ihre zeitliche Glück- 
seligkeit zu befördern" *). Nach Pütter besteht die Polizei „in 
Salute publica conservanda promovendaque". „Derjenige Theil 
der höchsten Gewalt, drückt er an einem andern Orte dasselbe 
negativ aus, welcher zum besonderen Zweck nimmt, zu verhüten, 
dass nichts Gemeinschädliches im Staate vorgehe, wird unter 
dem Namen der Polizei verstanden". Ihr Umfang erstreckt sich 
so weit als die Menge ihrer Gegenstände. In ihrem Interesse, 
d. h. im Interesse der allgemeinen Glückseligkeit „ist es der 
höchsten Gewalt unbenommen, die natürliche Freiheit der Unter- 



1) Lib^r de politia (1776) § 2 f. § 7, vgl. besonders cap. III. 

2) Moser, von der Landeshoheit in Polizeisachen, § 2. 
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thanen, so oft es nöthig befunden wird, einzuschrönken , mithin 
zu verbieten, was sonst auch nach der natürlichen Freiheit er- 
laubt sein möchte und zu befehlen zu thun, oder im seinigen ge- 
schehen zu lassen, was sonst der natürlichen Freiheit nicht gemäss 
sein würde" *). — Kreittraayr bestimmt die Polizei, „welche gleich- 
sam das Leben und die Seele eines Staates genannt werden 
mag", als dasjenige Majestätsrecht, vermöge 'dessen der Regent 
»zu allerhand Anordnungen befugt ist, sonderbar jenen, wodurch 
die Nahrung im blühenden Stand erhalten, das publicum mit hin- 
länglichen und wohlfeilen Lebensmitteln versehen, sohin der 
Noth und Armuth sattsam gesteuert wird". Hienach fällt in ihren 
Wirkungskreis Taxation der Venalien, Beschränkung des Luxus, 
Ausfuhrverbot des Getreides und anderer Producte, Vorsorge 
bei Theurung, Sorge für gute Erziehung und Unterrieht, Beförde- 
rung der Künste und Wissenschaften, Censur, überhaupt Veran- 
staltung alles dessen, was er zur Sicherheit,. Bequemlichkeit, guten 
Zucht, Ordnung, Nahrung, Bevölkerung und Reichthum des Staa- 
tes nur immer für dienlich erachtet *). — Roth nennt die Polizei 
den „Inbegriff der Anstalten, welche das gemeine Wohl zum 
Gegenstande haben". Wie er das gemeine Wohl fasst, wird man 
sich so ziemlich daraus abnehmen können, dass er zur „Bequem- 
lichkeit und zum Vergnügen" unter Anderem auch Hazard- und 
Commerzspiel, Lotto und Lotterieen rechnet und deren Pflege 
dem Staate zur Aufgabe macht '). — Ebenso nennt Hertius die 
Polizei die Leitung des gesammten Volkes zum gemeinschaftlichen 
Nutzen (universi populi Imperium ad communem utilitatem *). — 
Das kleine Schriftchen Tafingers ^) hält sich in beinahe wörtlicher 
Identität an Justi und bedarf nach seiner inhaltlichen Seite daher 
keiner weitern Erwähnung. — Ebenso hält sich Beckmann, der 
Herausgeber der dritten Auflage Justi's Grundsätze der Polizei, 
im Wesentlichen an diesen. Die allgemeine Absicht oder der 



1) Pütter, institutiones juris public! § 251; Begriff des deutschen 
Staatsrechts § 185. 

2) Allgemeines deutsches Staatsrecht § 17. 

3) Staatsrecht deutscher Reichslande, II., p. 142. 146 ff. 

4) Elementa prudentiae civilis pars I. sect. 10, § 19. 

5) Von der Lehre der Polizeiwissenschifl auf deutschen Universititen. 
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Zweck der Staaten ist nach ihm die Beförderung der zeitlichen 
Glttckseligkeit. Von allen Mitteln hiezu handelt die Staatswissen- 
schaft, die wegen ihrer Weitläufigkeit in viele Theile zerfüllt, 
unter denen die Polizei einer der wichtigsten ist. Zur zeitlichen 
Glückseligkeit gehört nebst Gesundheit vornehmlich Nothdurft und 
Bequemlichkeit. Als Mittel, diese zu beschaiTen, dienen die Ge- 
werbe, auch Nahrungsgewerbe genannt und im weitesten Sinn 
auch die Landwirthschaft in sich begreifend, deren Aufnahme und 
Beförderung Obliegenheit des Staates ist. Die Polizei ist ihm 
somit die Wissenschaft, »die verschiedenen Gewerbe nach der 
Absicht des Staates zu regieren" ')• 

PfeilTer bezeichnet als den allgemeinen Gegenstand der Poli- 
zeiwissenschaft die Aufgabe, „die Wohlfahrt der einzelnen Fami- 
lien mit dem allgemeinen Besten in einer ununterbrochenen Ver- 
bindung und genauen Zusammenhang zu setzen; da nun die 
Glückseligkeit der Menschen zwei Hauptgegenstände hat, nämlich 
ihre eigene moralische Beschaffenheit, und dann die Glücksgüler, 
so muss auch die Polizei, deren alleiniger Endzweck es ist, die 
Wohlfahrt der einzelnen Familien mit dem gemeinschaftlichen 
Besten zu vereinigen, ihre ganze Aufmerksamkeit der moralischen 
Beschaffenheit der Menschen, und deren sowohl beweglichen als 
unbeweglichen Vermögen schenken. Je vollkommener also in 
allen inneren Landesverfassungen das Beste der Privatpersonen 
mit der allgemeinen Wohlfahrt des Staates in Verbindung gesetzt 
wird, um so vollkommener und wohlthuender wird auch die 
Polizei sein". »Dies ist der grosse Gegenstand der Polizei, dies 
ist der Grundsatz, aus welchem alle ihre Anstalten, Einrichtungen 
und Maassregeln so klar, so lauter als ein Brunnen aus seiner 
Quelle fliessen müssen , wenn sie ihre Bestimmung wirklich er- 
reichen soll", nämlich die harmonische Ineinsbildung des einzelnen 
und gemeinschaftlichen Besten ^). 

Pfeiffer erinnert häufig an Sonnenfels, dessen Grundsätze er 



1) S. Jnsti, Grundsätze der Polizeiwissenschaft, dritte Auflage, heraus- 
gegeben von Beckmann, pag. 6, Anm. 

2) Natürliche aus dem Endzweck der Gesellschaft entstehende allge- 
gemeine Polizeiwissenichaft (1779) I. p. 8 u. Vi. 
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auch in vielen Beziehungen adopthrt hat. In wirthschaflspolizei- 
licher Hinsicht strebt er gleichfalls dem Mercantilismus und Phy- 
siokratismus gerecht zu werden. Das höchste Gut eines Staates 
sieht er vor Allein in jeglicher Unabhängigkeit von anderen 
Staaten, welche nur die Produktion aller Arten von Gütern im 
eigenen Lande gewährt. Reichthum in Gold und Silber ermög- 
licht dieses nicht; im Gegentheil kann ein Volk auch ohne Geld 
reich sein. Nur durch Hebung und Beförderung der Landwirth- 
schaft, sodann der Manufakturen und Fabriken, welche Befriedi- 
gung der unentbehrlichen Bedürfnisse und Werkzeuge der Men- 
schen gewähren, wird diese Unabhängigkeit erreicht, damit aber 
auch der Grund zu einem blühenden Wohlstande gelegt. Ein 
Volk aber, „das nicht alle Arten von Gütern , welche zur Noth- 
durft und Bequemlichkeil des Lebens dienen, selbst gewinnt, son- 
dern diese Bedürfnisse von andern Nationen erhalten soll, hat 
nur eine erbettelte Existenz, seine Glückseligkeit, ja sein Dasein 
steht in der Gewall anderer Völker" : es ist gleich einem Haus 
auf Sand gebaut „das Spiel des ersten Sturmwindes". Gemäss 
dieser allgemeinen staatlich politischen Anschauung betont Pfeifer 
bei der Landwirthschaft die Lichtseiten des physiokratischen Sy- 
stem's, während er auf der andern Seite Alles auf eine günstige 
Handelsbilanz angelegt wissen will, um Geld vom Auslande 
zu gewinnen. Endlich sieht er in der Verstärkung der Bevölke- 
rung — mit Sonnenfels - den Hauptvortheil der Staaten, welcher 
sogar ein starker Verbrauch der Landesprodukte dienen muss *). — 
Schliesslich verdient noch eine Eigenschaft an Pfeifer hervorge- 
hoben zu werden , nämlich sein gerechter Zorn und Eifer gegen 
alle in der damahgen Polizeiverwaltung herrschenden Missbräuche, 
vermöge deren die Polizei statt zum Wohle, vielmehr zum Ver- 
derben der Menschen ausschlug, statt auf Besorgung des ge- 
meinen Besten , nur auf den Gewinn einiger Wenigen berechnet 
war. „Es ist die wesentliche Eigenschaft gültiger Polizeigesetze, 
dass sie das gemeinschaftliche Beste des Staates und das Wohl 
seiner einzelnen Glieder beabsichtigen; denn sobald sie einen 
eingebildeten, abgesonderten Vortheil des Regenten oder den 



1) A. a. 0. Bd. I. p. 202 (f. 267 f. 



510 Die AufTassung des Begriffes der Polizei 

blossen Nutzen irgend einer Unterobrigkeit znin Gegenstände haben, 
SU hören sie auf, wahre Polizeigesetze zu sein und verwandeln 
sich in Tyrannei" '). 

Rössig beschreibt die Polizei als „das Ordnungswesen eines 
Staates in Rücksicht auf innere Sicherheit, Schönheit und Be- 
quemlichkeit, Volkreichheit, Sittlichkeit der Bürger und den Nali- 
rungsstand, insofern diese Gegenstände durch Anstalten erhalten 
und befördert werden, und dadurch die innere Stärke des Staates 
begründet wird". Die Polizeiwissenschaft ist ihm diejenige Wis- 
senschaft, welche die Grundsätze enthält, die Polizei gerecht, weise 
und klüglich einzurichten, die- also die allgemeinen Sätze darlegt, 
welche »aus der Natur und dem Wesen des Staates und der 
Gegenstände der Polizei entlehnt sind, um die eigene Vollkommen- 
heit dieser Polizeigegenstände sowohl als den vortheilhaften Ein- 
fluss derselben auf den Staat zu bewirken"^. Als die Quelle 
der Polizeiwissenschaft bezeichnet Rössig die Natur und das 
Wesen des Staates und der Gegenstände der Polizei. Von die- 
ser Basis aus gewinnt er die verschiedenen Aufgaben der Poli- 
zei durch Reflexion auf die einzelnen Bestandtheile des Staates; 
indem er diese als Untersatz unter den allgemeinen Zweckbegriff 
des Staates nach seiner polizeilichen Seite hin als Obersatz stellt, 
ergibt ihm die Conclusion eine Zergliederung des Hauptzweckes 
in die einzelnen Zwecke und eben damit die einzelnen Aufgaben 
der Polizei. 

Jung verräth sogleich den Einfluss, den das Naturrecht auf 
seine Denkart geübt hat, nach Inhalt und Form seiner Dar- 
stellung. Ganz nach Art der Naturrechtslehrer stellt er die na- 
türlichen ursprünglichen Rechte des Menschen fest und baut dann 
auf ihrer Grundlage seine Polizeiwissenschaft auf. 

Jeder Mensch hat das Recht zu existiren, das Recht der 
Selbsterhaltung. Mit diesem ist noch ein anderes verbunden, 
nämlich das Recht, sich zu vervollkommnen ; dieses leitet ihn zur 
physischen und moralischen Ausbildung seiner Person, zur 
Vermehrung und Verbesserung der Befriedigungsmittel seiner 



1) ibid. p. 20 f., vgl. p. 9 f. 

2) Lehrbuch der Polizeiwissenschaft (1786) Sect, I. § 1. 5. Vgl, «ect. IV. 
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Bedürfnisse, d. b. seines Eigenthums, zur Erhöhung seines 
Ansehens und seiner Ehre in der bürgerlichen Gesellschaft, 
und zum Genuss eines freien ungehinderten Wirkungskreises oder 
der Freiheit zu handeln. Das Recht der Seibsterhaltung und 
der Vervollkommnung der Person, des Eigenthums, der Ehre und 
der Freiheit sind die „Rechte der Menschheit". Diese Rechte zu 
geniessen und auszuüben, ist jedem Menschen erlaubt, aber nur 
insofern, als er dadurch keinen seiner Mitmenschen im ruhigen 
Genuss eben dieser Rechte hindert. Sie begründen die wahre 
Wohlfahrt, die zeitliche Glückseligkeit, die eben darin besteht, 
dass ein Mensch seine Person, sein Eigenthum, seine Ehre und 
seine Freiheit leicht und ungehindert und so vervollkommnen kann, 
dass dadurch auch zugleich diese nämliche Glückseligkeit der 
ganzen bürgerlichen Gesellschaft befördert wird. Da nämlich 
ein Mensch für sich allein nicht Alles thun kann, was zu dieser 
Vervollkommnung erfordert wird, sondern vieler Menschen Hülfe 
dazu bedarf, so muss er so viel als möglich zum allgemeinen 
Besten mitwirken, damit Andere zur Wiedervergeltung auch ihn 
unterstützen. Dem Rechte der Selbstvervollkommnung entspricht 
somit von Seite des Einzelnen die Pflicht, zur Vervollkommnung 
aller Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft so mitzuwirken, wie 
er wünscht, dass sie auf ihn wirken möchten. Die regierende 
Gewalt hat nun die Aufgabe , den ganzen Staatskörper so einzu- 
richten, dass jeder Bürger, indem er zu seiner eigenen Wohlfahrt 
arbeitet, zugleich das allgemeine Beste nach allen Kräften be- 
fördere. Dieses Alles erreicht sie durch eine gute Polizei. Das 
allgemeine Beste, das dem Gesagten zufolge aus dem Beitrag der 
Einzelnen zur allgemeinen Wohlfahrt constituirt wird, besteht 
demnach aus der Summe des einzelnen Besten. Aus diesem 
allgemeinen Erfahrungssatz ergibt sich nun von selbst der Grund- 
satz der Polizeiwissenschafl : „Alles, was die zum einzelnen und 
allgemeinen Besten sich beschäftigende Bevölkerung vermehrt, ist 
nützlich, und was sie vermindert, schädlich". Denn der Grösse 
der Bevölkerung läuft die Summe der einzelnen Besten, d. h. das 
allgemeine Beste stets parallel '). 



1) Jung, Lehrbuch der Staatspoli^eiwiAienschaft (1788) §2 ff. § 8;. il C 
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Gemeinverständlicher, d. h. ohne diese begründende natur- 
rechtliche Einleitung spricht sich Jung über denselben Gegenstand 
an einem andern Orte aus: Der Regent hat zwei Hauptpflichten: 
1) sein Volk zu beschützen, 2) es zu beglücken. Das Schutz- 
geschäfi besteht gegen die auswärtigen Feinde in Krieg, zur 
Handhabung der innern Ruhe in der Ausübung der Gerechtigkeils- 
pflege. Die Beglückung geschieht durch Erleichterung des Wir- 
kungskreises sammtlicher Unterlhanen und seine Leitung zum 
höchsten Wohlstande. Der Wirkungskreis der Unterthanen be- 
fasst aber säimntliche Productionsbeschäftigungen, die Fabrikation 
und die Handlung in sich. Diesen hat nun die regierende Ge- 
walt in der Bethätigung ihrer polizeilichen Functionen so zu leiten, 
einzurichten und zu ordnen, dass ihr ganzer Gang sowohl im 
Leben als im Erwerben dem höchsten Wohlstande entgegenstrebe 
und ihn wirklich erreiche *). 

Lamprecht defmirt die Polizei als den Inbegriff derjenigen 
grössern und kleineren Regierungsgeschäfte, die nicht gerade die 
Erhebung und Verwaltung der Einkünfte, Schlichtung eigentlicher 
Rechtsstreitigkeiten und Anordnung rechtlicher Verhandlungen, 
oder das Verliältniss mit auswärtigen Staaten, sondern die un- 
unterbrochene Unterhaltung der öffentlichen Ordnung und Wohl- 
fahrt unmittelbar betreffen, d. h. er bestimmt sie als die auf das 
unmittelbare Wohl der Bürger abzweckende Thätigkeit des Staates, 
gegenüber den anderen Functionen desselben , welche jenes nur 
mittelbar befördern ^). 

Hiemit stimmt Schnaubert überein, wenn er die Polizei über- 
haupt als das Recht bezeichnet, Anstalten im Staate zu machen, 
welche unmittelbar das Wohl des Ganzen zum Gegenstande haben, 
vornehmlich solche, die auf die allgemeine Sicherheit, Gesundheit, 
Industrie, Nahrung, Bevölkerung und Bequemlichkeit gerichtet sind '). 

Noch allgemeiner fasst Schmalz die Polizei als das Recht, 
„die Handlungen der Unterthanen für den Zweck des Staates zu 
bestimmen" *). 



t) S. a. a. 0. in der Vorrede, p. XXIV f. 

2} Encyklopädie der Ökonom., polit. und Cameralwissenschailen (1785). 

3) Staatsrecht der gesammten Reichslande (1787) § 344. 

4) Natarliches Staatsrecht II. § 174. 
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Berg zerlegt die gesammte Polizei in Sicherheitspolizei und 
Wohlfahrlspolizei. „Der Hauptzweck der Staatsverbindung ist 
Sicherheit, sowohl des Staates selbst, als Gesellschaft, als auch 
jedes Einzelnen ira Staate. Oeffenlliche und Privatsicherheit inuss 
daher der erste und Wichtigste Gegenstand jeder Regierung sein." 
In die Sorge für die innere Sicherheit theilen sich die Justizge- 
walt und die Polizeigewalt. Die Civiljustiz macht die der Sicher- 
heit so höchst gefährliche Selbsthülfe überflüssig. Die Criminal- 
justiz untersucht und bestraft die Verletzungen der Sicherheit. 
Die Polizei dagegen bemüht sich, die Störungen der Ruhe und 
Sicherheit abzuwenden und zu verhindern. Sicherheit gehört 
nach Berg so wesentlich zum Staate , dass ihm Deutschland den 
Namen Staat noch nicht verdiente , „so lange noch auf jedem 
Reichstage die laute Klage erscholl: es sei Noth, Friede und 
Einigkeit in allen deutschen Landen zu machen" *). — Der Haupt- 
zweck des Staates, Sicherheit der ganzen Gesellschaft und jedes 
einzelnen Gliedes derselben , schliesst aber den untergeordneten 
Zweck der allgemeinen Wohlfahrt, der Zufriedenheit und Glück- 
seligkeit der Staatsgenossen nicht aus. Geschichte und Verfassung 
aller Staaten beweisen , dass keiner derselben allein bei jenem 
Hauptzwecke der Sicherheit stehen geblieben ist. Allein der Zweck 
der allgemeinen Wohlfahrt muss de'm Hauptzweck der Sicherheit 
immer untergeordnet bleiben, und nie darf der letztere um des 
erstem willen auf die Seite gesetzt werden. Diese positive Wohl- 
fahrt erfordert aber manchmal Einschränkung der individuellen Will- 
kür. Indessen dürfen eigentliche Privatrechte nur bei triftigen Grün- 
den dem Wohle des Ganzen geopfert werdeij ; ebenso darf unter dem 
Vorwande des öffentlichen Wohles und unter dem missbrauchten 
Namen der Wohlfahrtspolizei niemals den Interessen des Regenten 
allein gedient werden. Während die Herstellung der Sicherheit 
im Staate durch zwei Gewalten bewerkstelligt wird, so ist die 
Besorgung der Wohlfahrt die specifische Aufgabe der Polizei. 
Die Wohlfahrt des Staates und seiner Bürger wird aber in 
Frage gestellt durch Beschädigungen und Nachtheite, welche in 
natürlichen Ereignissen und zufälligen Umständen ihren Grund 



1) Handbuch des deutschen Polizeirechts, Bd. I. p. 205 ff. 
Zeitscbr. f. SfAatsw. 1868. Ilt. Heft. 33 
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haben. Die Verhütung von solchen „Uebeln" ist das eigentliche 
Object der Wohlfahrtspolizei *). 

Die Polizei besteht somit "nach Berg in der Anwendung jedes 
zweckmässigen und erlaubten Mittels, die Hindernisse und 
Gefahren der Sicherheit und der Wohlfahrt der 
Staatsbürger abzuwenden, oder was dasselbe ist, in der 
Sorgfalt der höchsten Gewalt, künftige gemeinschädliche 
Uebel im Innern des Staates zu verhüten und ab- 
zuwenden. Es ist Befugniss und Pflicht der Staatsgewalt, nicht 
allein auf die Gefahren der Sicherheit, sondern auch auf die Ge- 
fahren der Wohlfahrt ihr Augenmerk zu richten, auf die Hinder- 
nisse nämlich, die der Beförderung derselben und dem vollständi- 
gen Genüsse der Annehmlichkeiten und Bequemlichkeiten des 
Lebens entgegenstehen , sei es , dass diese Hindernisse von den 
Staatsbürgern selbst abhängen, oder von zufälligen Umständen, 
oder auch von der Unmöglichkeit, durch den blossen guten Willen 
Einzelner das bezweckte Gute zu erreichen *). 

Verhütung 4ind Abwendung künftiger gemeinschädlicher Uebel 
im Innern des Staates, Wegräuniung der Hindernisse und Ge- 
fahren der Sicherheit und Wohlfahrt der, Staatsbürger, das ist 
der Grundgedanke, von welchem Berg ausgeht. Es ist damit klar 
ersichtlich, wie Berg gegenüber der frühern Ueberschwenglichkeit 
und Fülle der Polizei mit seiner negativen Begriffsbestimmung 
derselben einen starken Rückschritt oder vielmehr einen Fort- 
Schritt zu einem derselben mehr angemessenen Maass ihrer Wirk- 
samkeit gemacht hat; während die frühem Schriftsteller positive 
Leistungen bis in's Einzelgehende von der Polizei erwarteten, so 
fordert er von derselben — wenigstens in seinem obersten Be- 
griff -^ nur negative Thätigkeit, „Hinwegräumung künftiger ge- 
meinschädlicher Uebel" , und setzt der Willkür der Staatsgewalt 
gebührende Grenzen und der individuellen Freiheit die erforder- 
liche Garantie ihrer Rechte dadurch , dass er die „Sicherheit", 
welche „dem Umfange der höchsten Gewalt im Staate die ein- 
fachsten und bestimmtesten Grenzen setzt", der „Wohlfahrt" voran- 



1) A. a. 0. Bd. II. p. 1 ff. 4. 6. 14 f. 

2) a. a. 0. Bd. I. p. 11 f. 
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stellt und diese jener unterordnet. Berg hat mit Hervorhebung 
dieses Gesichtspunktes die alte Bahn, wornach man keine Schran- 
ken der Polizeigewalt kannte, verlassen und eine neue betreten. 
Allein so sehr dieses Verdienst zu schätzen ist , so hat er mit 
der blossen Ueberordnung der Sicherheit über die Wohlfahrt in 
der abstracten Allgemeinheit , wie er dies gethan , doch nur den 
ersten Anfang gemacht. Wie bedeutend indess der durch ihn 
eingetretene Umschwung war, bezeugt, dass noch im Anfang die- 
ses Jahrhunderts die Meisten seiner Definition im Wesentlichen 
gefolgt sind (Weber, Soden, Memel, Bülau, Barth etc.) '). So- 
nach steht Berg auf der Grenzscheide des vorigen und jetzigen 
Jahrhunderts, indem er bezüglich der Auffassung der Aufgabe 
der Polizei jenes abschloss, dagegen dieses vorbereitete. 

Fragen wir noch nach der volkswirthschaftlichen Anschauung 
Bergs, so vermissen wir vor Allem hier eine einheitliche Lehre, 
wie denn auch sein Werk kein System der Polizeiwissenschaft, 
sondern vielmehr eine „Vermischung von Theorie und positiver 
Gesetzgebung" ist. Er gibt somit immer zu unterscheiden zwi- 
schen dem, was er als Vorgefundenes und Bestehendes und dem, 
was er als seine Ansicht darstellt. Von den Ideen Adam Smiths 
ist noch so viel als Nichts zu verspüren. Er führt zwar heftige 
Opposition gegen das allenthalben zur That bestehende Mercan- 
til- und Absperrungssystem, wornach „jeder Handelsgewinn, der 
dem Nachbar zufliesst, als ein öffentlicher Verlust betrachtet 
wird", ein Verfahren, das in Deutschland vermöge seiner poli- 
tischen Verhältnisse doppelt Schwierigkeiten und Widerwärtig- 
keiten verursachte ; allein bei dieser Negation und deren unmit- 
telbaren Folge, der Aufhebung des Negirten, bleibt er auch 
stehen ; eine eigentliche Position, eine wesentliche neue Lehre in 
diesem Gebiete gibt er nicht. So trägt wie seine ganze Lehre 
auch dieser Theil das charakteristische negative Merkmal einer 
Polemik gegen die damaligen volkswirthschaftlichen Missbräuche. 

Hiemit glauben wir diesen Theil unserer Aufgabe beschliessen 
zu können. Es liessen sich zwar noch manche Namen von Män- 
nern aufführen, die über Polizei geschrieben. Allein unseres 



1) S. Mohl, Polizeiwissenschaft I., p. 12, Anm. 

33* 
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Erachtens genügen die Angeführten, sich einen deutlichen Be- 
griff von der Polizei im vorigen Jahrhundert zu machen. Die 
bisherige Darstellung dürfte Ja gezeigt haben, wie sie alle in dem 
Wesen der Sache übereinstimmten und nur in einigen unwesent- 
lichen Dingen auseinandergingen. Als das charakteristische Merk- 
mal der Polizei, des ganzen Jahrhunderts tritt vor Allem die Fülle 
und üeberschwenglichkeit von Thätigkeit hervor, welche man von ihr 
erwartete ; dieser zur Seite geht die durchgangige abstracte Allgemein- 
heit der Begriffsbestimmung derselben als des Organs des gemein- 
schaftlichen Besten, des gemeinen Wohles, der salus publica, ohne 
dass irgend eine Restriction zu Gunsten der individuellen staats- 
bürgerlichen Freiheit gegenüber der Omnipolenz der Staatsge- 
walt — mit alleiniger Ausnahme bei Berg — beigefügt wurde, 
so dass in dieser modernen Staatsauffassnng beinahe wie in der 
antiken platonischen Republik der Einzelne dem Ganzen, der 
Bürger dem Staate zum Opfer wurde. Ferner zeigen sich im 
Allgemeinen in allen Systemen der Polizeiwissenschaft die ins- 
besondere von Mehl gerügten Fehler , nämlich der Mangel einer 
richtigen volkswirthschafilichen Ansicht, der Einsicht in die Ver- 
schiedenheit der Staatsgattungen und desshalb der Staatszwecke, 
sowie endlich der Mangel eines klaren Bewusstseins über die 
Forderungen des „Rechtsstaates", für dessen polizeiliche Thätig- 
keit sie zunächst die Grundsätze darzustellen suchen. In dieser 
Beziehung trägt die Polizeiwissenschaft das Gepräge ihrer Zeit 
überhaupt an sich: wie diese nach allen Seiten in einem Gäh- 
rungsprozesse begriffen war, wie man überall nach festen Prin- 
cipien rang und in allen Gebieten des Wissens den letzten Grund 
zu entdecken suchte, ohne dass jedoch schon jetzt ein befriedi- 
gender Abschluss gewonnen wurde , so litt auch sie an diesem 
Schwanken, sie strebte nach einheitlichem Wissen, ohne dass 
es ihr jedoch gegönnt war, ein solches in ihren einzelnen Thei- 
len zu realisiren. Das Gelingen dieses Strebens war noch von 
vielen Bedingungen abhängig, Bedingungen, deren Erfüllung zum 
grössten Theil nicht in der Macht des Einzelnen lag, Bedingungen 
vielmehr, welche nur in der Geschichte ihre Verwirklichung finden 
konnten. 
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n. 

Die Polizeiwissenschaft in ihrem allgemeinen Verhältnis« 
zur geistigen Bichtnng der Zeit. 

Ein charakteristischer Zug, welcher durch das ganze Mittel- 
alter hindurch geht, ist das Festhalten am Ueberlieferten , und 
dieser zeigt sich in allen Gebieten des Lebens und Wissens, in 
Kirche, Staat und Gesellschaft, Moral, Recht und Politik. Die 
Völker lebten unter der Herrschaft des auf germanische Sitten, 
die Nachwirkung der römischen Civilisation , und die reügiöse 
Moral des Christenthums gestützten Rechts, ohne die Frage nach 
den letzten Gründen dieses sowie allen Rechtes überhaupt zum 
Gegenstande eigener wissenschaftlicher Untersuchungen zu machen. 
Die Formen und Verhaltungsmaassregeln für das gesellige Zu- 
sammenleben der Menschen, welche man von den Vorfahren über- 
kam, galten für verbindlich und heilig, und in der Praxis handelte 
es sich nur um die Anwendung der thatsachlich bestehenden 
Rechtsgrundsätze. „Der Glaube beherrschte die europöische 
Menschheit im Rechte nicht minder als in der Religion" *); und 
mehr als bei einem anderen Volke war dieses insbesondere bei 
den germanischen Stämmen der Fall. Ausserdem war das ganze 
europäische Abendland in dem Verbände der einen Kirche, in 
deren Lehren und Geboten sie ein gemeinsames Recht besass 
und erkannte. Das Oberhaupt dieser Kirche vermittelte vielfach 
die internationalen Reziehungen der einzelnen Staaten, und der 
röinische Kaiser hatte au den europäischen Höfen nicht nur einen 
primatus honoris, sondern auch eine gewisse auctoritative Stellung 
über die andern Fürsten ^). Reide, Papst und Kaiser, übten das 
Schiedsrichteramt in Streitigkeiten zwischen Fürsten und Völkern 
und ihre Stimme war stets von grösserer Redeutung als heute 
ein Congress der Mächte. 

Wie ganz anders aber musste dieses werden bei einer Spal- 



)) S. Warnkönig, Rechtsphilosophie, p. 1 if. 

2) Vgl. Heeren kL hist. Schriften I., p. 12. Hohl, Literatur der Staati- 
wissenschaften I., p. 229. 
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tung dieser bis jetzt allgemeinen Kirche, auf deren Einheit die 
ganze Ordnung der Dinge beruhte? Pie Kirche hörte jetzt auf, 
eine gemeinsame Ordnung unter den Mächtigen der Erde zu 
handhaben, der Kaiser verlor seine Auctorität und wurde von nun 
an nicht mehr als höchster Richter ihrer Streitigkeilen anerkannt. 
Damit schwand aber auch die normative Geltung des bisher üb- 
lichen Rechtes in den gegenseitigen Beziehungen der Staaten, 
und es bedurfte eines neuen einheitlichen und gemeinsamen Punktes, 
von dem aus eine Vermittlung und Verständigung angeknüpft 
werden konnte, denn Krieg und Streit hörten nicht auf; im Gegen- 
theil waren die Kriege, namentlich auch in Folge des kirchlichen 
Streites, sogar noch häufiger und ausgedehnter geworden. „Die 
ganze Christenheit stürzte sich schlimmer als die ärgsten Bar- 
baren, ohne. Rechtsgrund und Ueberlegung, in Kriege", sagt Hugo 
Grotius von seiner Zeit*). Das Bedürfniss einer neuen Rechts- 
ordnung unter den Staaten, unabhängig von VS^illkür, Leidenschaft 
und Selbstsucht, stellte sich dringend ein. In positiven Gesetzen 
konnte diese nicht mehr gefunden werden, seitdem die Auctorität 
der Kirche, der Trägerin der positiven Lehre, für einen Theil 
der Menschheit aufgehoben vrar. Um diese neue Rechtsquelle, 
die sich von aussen her nirgends darbot, zu suchen, konnte man 
sich daher nur an das Innere des Menschen, an die menschliche 
Vernunft wenden, welche unter den damaligen Verhältnissen auch 
der letzte und einzige Anknüpfungspunkt für allgemeine Rechts- 
grundsätze war. Des Positiven kann sich der Mensch entschlagen, 
aber seine Vernunft, sein eigenes Ich muss er anerkennen, wenn 
er auf den Namen eines vernünftigen Menschen Anspruch machen 
will. Und das ist das unterscheidende Merkmal der neuen gegen- 
über der frühem Zeit, dass man in der Vernunft und nicht mehr 
in einer äusseren Auctorität eine Sanction für die Gesetze, d. h. 
dass man durch sich selbst gültige, nicht überlieferte und als 
gültig angenommene Gesetze suchte. 

Die wissenschaftliche Bewegung, welche von diesem Punkte 
ausging, erhielt später den Namen „Naturrecht", und es war 



1) Vgl. Mohl a. a. 0. I., p. 229 f. Stahl, -Geschichte der Rechtsphilo- 
sophie, dritte Aufl., p. 173 f. 
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dieser Name in der Sache selbst begründet, denn die fragliche 
Wissenschaft setzte ja ihre Aufgabe darein, die natürlichen, 
von aller positiven Beimischung freien Rechte des Menschen fest- 
zustellen. Die menschliche Natur an sich und allein war ihr 
Princip und Quelle der Erkenntnis« , und der denkende Verstand 
das Mittel, den impliciten Inhalt zu erheben. 

Indessen ist das Naturrecht nicht gleich von Anfang an rein 
hervorgetreten, vielmehr sind in seiner ersten Zeit die verschie- 
densten und heterogensten Elemente in, ihm vereinigt. „Es ist 
feine Zeit lang noch sowohl mit religiös -gläubiger Vorstellung 
vermischt, als die positiven Rechtsinstitute in sich duldend, z. B. 
das Lehensrecht, bis es zuletzt alles Fremdartige abgestreift hat 
und sich rein in seinem eigenthümlichen Charakter darstellt. 
Anfangs ist es überhaupt nichts weniger als im Widerspruch mit 
den bestehenden Einrichtungen, die Deduction hat nur zur Ab- 
sicht, diese, wie sie wirklich sind, auch als vernünftig nothwen- 
dig zu beweisen und so aus sich zu sanctioniren. Es lehnt sich 
aber immer mehr gegen dieselben auf, bis es zuletzt den ganzen 
vorgefundenen Zustand mit Macht auffasst und umkehrt", was 
namentlich das Princip der Ausscheidung der Zwangspflichten 
zeigt *). Es ist dies überhaupt der Gang der Entwicklung der 
Wissenschaft. Die Ausbildung einer bestimmten Disciplin pflegt 
geschichtlich nicht mit der scharfen logischen Feststellung des 
zu Grunde liegenden Gesammtbegriifes und mit strenger Abgren- 
zung gegen verwandte Gebiete zu beginnen. Sowohl Bedürfniss 
als Möglichkeit zu diesem keineswegs leichten Unternehmen stellt 
sich erst heraus, wenn eine hinreichende Menge von Gedanken 
und Thatsachen tief erwogen, einzelne Partieen der Wissenschaft 
reicher durchgearbeitet und insbesondere die Beziehungen zum 
Leben allseitig klarer geworden sind. Da erst tritt die Noth- 
wendigkeit abzuschliessen und abzugrenzen, auszuscheiden und 
zu sondern und den sachlichen Stolf.zu einem einheitlichen Gan- 
zen zusammenzufassen. Der Urheber eines Wissenschaftskreises 
legt den Keim, die Ausgestaltung desselben ist ein Werk der Zeit *). 



1) Stahl a. a. 0. p. 159 f. 

2) Vgl. Mohl a. a. 0. L, p. 
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Der Gedanke des Naturrechts lag, wie aus dem Obigen 
hervorgeht, schon im Wesen des neuen Zeitalters der Reformation 
begründet; aber eine eigentliche systematische Bearbeitung und 
Darstellung erhielt er erst durch Hugo Grotius in dessen .Werke 
„de jure belli et pacis" (1625). Der unmittelbare Zweck dessel- 
ben ging eigentlich auf Feststellung der rechtlichen und durch 
sich selbst gültigen Grundsätze, welche im internationalen Ver- 
kehre Anwendung finden sollten. Aber von hier aus wandte sich 
Grotius auch in das Innere des Staates zurück, um die zwischen 
dem Regenten und den Unterthanen geltenden oder gelten sollen- 
den Bestimmungen zur Darstellung zu bringen. Durch das ge- 
nannte Werk wurde die neue Wissenschaft in's Leben gerufen, 
welche einen so g^ewaltigen und nachhaltigen Einfluss auf alle 
politischen und socialen Verhältnisse der Folgezeit ausübte. 

Es ist klar, wie im Allgemeinen in dieser Bewegung schon 
die Grundlinien vorgezeichnet waren, welche auf die spätere Ge- 
stalt der jneuern „abstracten" Philosophie und des abstracten 
Naturrechts in ihr hinzielten, indem bald die Vernunft, d. h. in 
der später verflachten Bedeutung der Verstand als absoluter Maass- 
stab an alle Dinge angelegt wurde. Wie nun die Vernunft, der 
BegrilT des Ich als eines denkenden Wesens , Princip und Quelle 
der neuern Philosophie überhaupt ist, so ist die Freiheit, das 
Merkmal des Ich als eines wollenden, practisch sich bethätigenden 
Wesens, speciell das Princip des Naturrechts. So besteht in der 
Freiheit des Menschen, in der Stellung desselben auf sich, und 
analog der Freiheit und Gleichheit alfer Menschen der eigentliche 
Grundcharakter der neuen Lehre. Aber die Freiheit ist an sich 
noch ein abstracter Begriff, ohne bestimmten Gegenstand und ohne 
Schranke. Diese ergibt sich erst an der gleichen Freiheit Aller, 
und aus der so entstandenen Schranke sind nun die bestimmten 
Gegenstände des Rechtes abzuleiten. 

Das Mittel dieser Ableitung ist der Vertrag, und die Ver- 
tragstheorie ist somit das nächste charakteristische Merkmal der 
Lehre. Der Vertrag wird bei Allem das bindende Mittelglied, 
alle Institute, überhaupt alle Verhältnisse gegenseitiger Abhängig- 
keit werden auf dieses Medium aufgebaut, und so auch der Slaat 
auf freien Vertrag gegründet. In der Thal kann ein System, 
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welches durch das Interesse menschlicher Freiheit getrieben wird, 
keinen andern Hebel in Bewegung setzen als den Vertrag. Dieser 
ist nach Abstreifung alles Positiven, wie dies im Princip des 
Naturrechts, Freiheit und Gleichheit, ausgedrückt ist, der letzte 
Anhaltspunkt, der einzige Modus zu wechselseitiger Verpflichtung 
der Menschen, und trägt desshalb das Gebot der Verbindlichkeit 
implicite in sich 0. Freilich ist die ursprüngliche Freiheit so ein 
blosses Moment im Vertrage, in dem sie ihr volles Dasein übt; 
im Vertrage selbst erstirbt sie wie der Blitz mit der Geburt; 
denn wer in ihm frei gehandelt, ist nach ihm gebunden *). 

Vorangeschickt wurde dem Staatsvertrag der auf die unbe- 
schränkte Freiheit Aller gebaute Naturzustand, welcher in con- 
sequentef Selbstauflösung — zur Vermeidung des durch das Recht 
Aller auf Alles herbeigeführten bellum omnium contra omnes — 
eben zur Bildung des Staates durch freie Vereinbarung führte. 
Dies geschah zwar noch nicht von Grotius, aber sogleich von 
Hobbes, dem Ersten, der in seine Fusstapfen eintrat und durch 
das Moment des Naturzustandes seine Lehre vervollständigte. — 
So wurden eigentlich Vertragstheorie und Naturzustand die beiden 
Grundelemente des Naturrechts, welche bei allen folgenden Modi- 
ficationen im Wesentlichen gleich blieben; sie sind so zu sagen 
das allgemeine Thema, zu dem sich alle späteren Darstellungen 
als blosse Variationen verhalten, wie denn auch der ihnen zu 
Grunde liegende Gedanke der ursprünglichen Freiheit und Gleich- 
heit überall derselbe ist. 

Allein so unverändert auch diese beiden Bestandtheile blei- 
ben, so sehr auch die Principien des Anfangs die gleichen sind, 
so gingen doch die Ausführungen nach zwei wesentlich ver- 
schiedenen Richtungen auseinander. Es darf dies auch bei der 
allgemeinen Abstractheit der Grundbegriffe nicht verwundern. Was 
sollte man sich — ganz abgesehen von' der Frage nach seiner 



1) Allerdings igt die Verbindlichkeit, dag Gebundengein gegen den 
eigentlichen Geigt — der Freiheit — deg Naturrechtg und hat gich daher 
über diegen Punkt eine Controverge entsponnen. Allein wie weit auf 
dem vorgezeichneten Weg ohne diese kleine Inconsequenz zu kommen, ist 
leicht begreiflich. 

2) Vgl. Stahl a. a. 0. p. 153. 
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geschichtlichen Wahrheit oder seinem wissenschaftlichen Werth — 
unter dem Status naturalis denken ? Wie sollte und wie verschie- 
den konnte man ihn fassen und fasste ihn auch? Während er 
nach Hobbes ein Zustand der Innern Selbstauflösung ist und in 
seinem Fortbestehen, den Untergang des Menschengeschlechtes 
herbeiführt, k'önnte man bei der Schilderung Christ. Wolfs ver- 
sucht sein, diesen Zustand der ursprünglichen Freiheit und Gleich- 
heit, in dem einander alle Menschen nach Kräften wechselseitig 
unterstützen, eher für einen paradiesischen Aufenthalt, denn eine 
blosse Vorbereitungsstufe auf den ein menschliches Culturleben 
ermöglichenden Staat halten. Ferner, welche freie Handlung gibt 
es nicht, zu welcher der Vertrag . nicht ein geeignetes Medium 
bildete? Während ein Theil die Vertragstheorie als eine Stütze 
des Königthums gebrauchte, richtete der andere die Spitze der- 
selben gegen den Absolutismus: während jener in dem Vertrag 
alle Rechte der Unterthanen als für sie erloschen und ausschliess- 
lich und unwiderruflich in die Hände des Regenten übergeben 
betrachtete, leitete dieser aus dem Wesen des Vertrages mit 
Recht die Befugniss ab, die Regentschaft zurückzunehmen, sobald 
der Herrscher die eingegangenen Verpflichtungen nicht erfülle. 
Kurz und treffend schildert Stahl, das Wesen des Vertrags in den 
Worten : »mit ihm sucht man das Heterogenste, Eigenthümlichste, 
alles in gleicher Weise zu bewegen" ^). 

Die zwei verschiedenen Richtungen, die das Naturrecht nahm, 
ergeben sich, je nachdem man auf dem Princip desselben mit 
begrifiFIicher Strenge fortbautj oder aber sein Ansehen zur festern 
Begründung des Bestehenden, zur blossen Reform, nicht zum 
Umsturz verwendet. Die erstere Richtung fand ihre Ausbildung 
mehr im Westen, in England und Frankreich, und trachte dort 
auch die ihr eigenthümlichen Früchte hervor, während diese „mehr 
sittliche und innerliche contemplative Betrachtungsweise besonders 
in Deutschland gepflegt wurde" *). Beides war den Nationen und 
ihren Vertretern angemessen. Während die Philosophen Englands 
und Frankreichs mit starrer Consequenz die Rechte des Bürgers 



1) Stahl, Rechtsphilosophie p. 153. 

2) Stahl, ibid. p. 18Q. 



im vorigen Jahrliunde'rt. 523 

ausmaassen und gegenüber der Staatsgewalt abgrenzten, richteten 
die deutschen Gelehrten ihr Augenmerk vorzugsweise auch auf die 
materielle Lage der Unterthanen und die socialen Verhältnisse 
des LandeSr Djesshalb hat ihre Lehre von Grotius dem Begrün- 
der an bis herauf zu Wolf eine ethische Basis mit Berücksichti- 
gung der verschiedenen immanenten Lebenszwecke erhalten, wäh- 
rend die der Franzosen und Englander mehr einem logischen 
Schematismus gleicht , in dem die Rechte der Bürger und des 
Staates gegenseitig abgesteckt sind. Beide Richtungen äusserten 
je einen eigenthümlichen Einfluss auf die Polizeiwissenschaft. Die 
deutschen Naturrechtslehrer arbeiteten auf Grundlage ihres wei- 
teren und concreteren StaatsbegriiTes, indem sie den Zweck des 
Staates in der allgemeinen Moralitat , der allgemeinen Glück- 
seligkeit sahen, der Entstehung derselben vor; dagegen hatte 
die Thätigkeit der Franzosen und Engländer, sowie der ab- 
stracten Rechtsphilosophie Kant's , mehr einen eliminirenden 
Charakter, indem sie durch möglichste Steigerung der indivi- 
duellen Freiheit gegenüber der Staatsgewalt die polizeiliche 
Function von ihrem Uebermaass wieder in die gebührenden 
Grenzen zurückführte; 

Damit sind im Allgemeinen die Linien unserer Aufgabe vor- 
gezeichnet und wir haben nun dieser selbst durch einen eingehen- 
dem Beweis der obigen Sätze zu genügen. 



Wie das Bestreben des Naturrechts überhaupt, so ging auch 
dasjenige der in Deutschland gepflogenen Disciplin zunächst darauf 
aus, die „natürlichen" Rechte des Menschen festzustellen. Allein 
in der Accommodation an das Leben und seine verschiedenen 
Bedürfnisse wich die innerliche und conlemplative Betrachtungs- 
weise der Deutschen von dem innersten Motiv der Richtung und 
der Consequenz ab , . so dass ihre Darstellung mit mannigfachen 
positiven Elementen unterwoben wurde. Die bezügliche Ab- 
weichung tritt sogleich in der Auffassung des Natarstandes her- 
vor, des ersten Fundamentes , auf dem sie ihr Lehrgebäude auf- 
richten. Während Furcht, Selbstsucht, der Krieg Aller gegen 
Alle nach den englischen Philosophen in diesem Zustand herrschen, 
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und hierauf zur Abwendung der folgerichtig entstandenen Des- 
organisation der Staat gebaut wird , so begründeten dagegen die 
deutschen Gelehrten das Gemeinleben auf ethische Principien, den 
Geselligkeitstrieb der Menschen, Wohlwollen u. s. w. In engstem 
Zusammenhang hiemit, in der vorliegenden Frage aber von un- 
mittelbarer und höchster Bedeutung ist die hier sich findende 
Erweiterung des Staatsbegriffes. Denn das ist der Angelpunkt, 
um den sich die ganze Sache bewegt. Wie die im Mittelalter 
allenthalben herrschende Autonomie eine Ausdehnung der staat- 
lichen Thätigkeit über die ersten und unumgänglichen Bedingun- 
gen- eines bürgerlichen Vereines , d. h. die Justizfunction, hinaus 
nicht zuliess, so ist dieser zuwider auch das Princip der Freiheit, 
aus welchem sich vielmehr nur der Begriff des Staates als einer 
Rechtsanstalt, als des Organ's des Schutzes für die Einzelnen 
ergibt. Nach dem Interesse der naturrechtlichen Richtung besteht 
das Wesen des Staates allein in der Befriedigung, in dem Wohle 
oder der Freiheit des einzelnen Menschen, wie denn auch Selbst- 
sucht und ahnliche Principien immer nur auf Ein Individuum, das 
Ich abzielen, woher auch dieses Bestreben die treffende Bezeich- 
nung Egoismus erhalten hat. Allein die erwähnte Abweichung 
von der Consequenz gestattete ein Absehen von den Einzelnen 
und einen umfassenderen Blick auf das Ganze, analog den obersten 
Grundbegriffen ; denn Wohlwollen schliesst ebenso sehr die andern 
Menschen ein, als Selbstsucht sie ausschliesst. 

Grotius macht in dieser Beziehung den Anfang, indem er< 
den Staat auf die geselhge Natur oder den geselligen Trieb des 
Menschen gründet. Der Mensch hat nach ihm einen Trieb nach 
einer „friedlichen und vernünftig geordneten Gemeinschaft mit 
Andern*, welchem Drang aber nicht blosse physische Wechsel- 
bedürfligkeit, sondern vielmehr Wohlwollen für Andere zu Grunde 
liegt. Der Mensch hat eine „natürliche" Neigung zu einem ge- 
ordneten Zusammenleben, nach einem Zustande, in welchem ge- 
meinsame Befriedigung für sich und Andere erreicht wird. Die 
gesellige Natur in diesem Sinne isi für Grotius das Princip des 
Rechts und durch das Medium des Vertrages hindurch auch des 
Staates. Es bedarf keines vveitern Nachweises , dass der Zweck 
dnes Staates auf der Basis des Wohlwollens nicht blosser Rechts- 
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schütz ist, vielmehr ist derselbe bei der allgemeinen ethischen 
Bedeutung des Staates »der gemeinsame Genuss (die wechsel- 
seitige Anerkennung) der Rechte und der gemeinsame Nutzen" '). 

Im Wesentlichen auf dem gleichen Boden mit Grotius steht 
Pufendorf, welcher das Material der ethischen und rechtsphilo- 
sophischen Disciplin in grosser Vollständigkeit gesammelt und der 
Grotius'schen Lehre eine äussere systematische Form gegeben, 
ohne den Inhalt derselben weiter zu fördern. Indem er das 
Princip Hobbes' verwirft, lehrt er, dass eine ursprüngliche gleich- 
massige Mischung von Wohlwollen und Eigennutz zur Geselligkeit 
führe. Das Grundgesetz der Natur ist: jeder Mensch pflege und 
erhalte nach möglichen Kräften eine friedliche Geselligkeit gegen 
Andere , welche der Natur und Bestimmung des Menschenge- 
schlechtes im Ganzen gemäss ist. Von diesen Prämissen aus 
ergeben sich die gleichen Hauptsätze, wie bei Grotius: dass das 
allgemeine Wohl überhaupt der Endzweck der bürgerlichen Ge- 
sellschaft ist. Wenn Pufendorf dessungeachtet „das Streben nach 
Sicherheit vor Beeinträchtigung durch andere Menschen" als den 
Grund des Staates bezeichnet, so ist das eine Abweichung von 
seinen Grundbegriffen, welche ohne Zweifel der Einfluss Hobbes' 
herbeiführte *). 

Christian Thomasius vermied diese Inconsequenz und that 
damit einen energischen Schritt weiter bezüglich einer concre- 
teren Staatsauffassung, indem ^r als den hauptsächlichsten und 
letzten Endzweck des Staates die bürgerliche Glückseligkeit, die 
Glückseligkeit des ganzen Volkes, nicht die eines einzelnen 
Menschen, und als den diesem untergeordneten den hinlänglichen 
Vorrath an allen Bedürfnissen und äussern Gütern bezeichnet '). 

Aehnlich sieht Leibnitz den Zweck und das Ziel des Staates 
in dem Wohl des Ganzen. Das Absehen der bürgerlichen Ge- 



1) S. Stahl a. a. 0. p. 103 f. 

2) Vgl. Raumer, geschichtliche Entwicklung p. 47 ß. 

3) „Nam in eo consentimus, finem civitatis esse duplicem principalem 
et ultimum, tiSaiftmCar , i. e. veram beatitudinem civilem, non uni homini, 
sed toti populo insinuandnm, et subordinatum alterum, mri^tutr, sen om- 
nium rerum et bonorum externorum sufficientiam". Instit. jur. div. III., 
c. 6. § 4. 
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meinschaft ist nach ihm die zeitliche Wohlfahrt — »um zur Glück- 
seligkeit eher zu gelangen und dabei sicher zu bleiben". 

So hatte die Lehre von der Wohlsaufgabe des Staates be- 
reits die geistige Atmosphäre in Deutschland erfttllt und es be- 
durfte nur mehr einer detaillirten systematischen Darstellung der- 
selben. Diese gab Christian Wolf in seinem Naturrecht — neun 
Quartbände, von denen der achte das uns hier hauptsächlich be- 
schäftigende Staatsrecht, oder wie er es nennt, jus publicum, ent- 
hält — , welches Werk wie seine Lehre überhaupt im Geiste der 
Leibnitz'schen Philosophie ausgeführt ist*), lieber ihn haben 
wir uns nun. des Ausführlicheren zu verbreiten, nicht nur, 
weil er mit seiner geistigen Richtung als in der Zeit der Ent- 
stehung der Polizeiwissenschaft stehend für unsern Zweck von 
unmittelbarem Interesse ist, sondern auch, weil er die Resultate 
der frühern Forschungen in sich aufgenommen hat und somit die 
unmittelbar vorhergegangene Zeit in sich wiederspiegelt. Wolf 
kommt somit ebenso als Repräsentant und Wortführer seiner Zeil, 
denn als selbsiständiges Individuum in Betracht, wie er ja seinen 
Ideen nicht blos durch zahlreiche Schriften, sondern auch vom 
Katheder herab eine weite Verbreitung sicherte. 

Wolf baut das Naturrecht auf der Grundlage der practischen 
Philosophie auf, welche die Principien des Naturrechtes enthält ^). 
Horalprincip ist ihm die Vollkommenheit des Menschen ; sofort 
ist aber diese überhaupt auch Gesetz und Recht der Natur. Das- 
Naturgesetz (der Vollkommenheit) verpflichtet uns zu allen Hand- 
lungen, welche unsere Verbesserung zur Folge haben, sowie zur 
Unterlassung des Gegentheils, und diese Verpflichtung, die als 
»natürliche* zwingend und unwandelbar ist, erstreckt sich auf 
Leib und Seele, sowie auf Verbesserung unseres äusseren Zu- 
standes. Moralische und physische Vervollkommnung ist also mit 
einem Worte natürliche Aufgabe und Ziel des Menschen. Hienach ver- 
pflichtet das Naturgesetz den Menschen neben sittlicher Besserung 
auch zu einem angenehmen Leben und räumt ihm zu diesem Be- 



1) Ju« naturae metbodo «cientiflc« per tractatam 1740 — 1750 und Infti- 
tationes Joris natärae et gentium 1754. 

2) Ju> nat. I., § 1—4. 



im vorigen Jahrhundert. 527 

huf ein Recht auf Alles ein, was das Leben angenehm macht. 
Die Erlangung der „commoditas vitae" ist dem Menschen möglich 
mittelst des Gebrauches seiner Fähigkeiten, Kräfte und Vermögen, 
sowie mit Hülfe der Andern. Jeder nämlich hat dem Andern zu 
leisten, was sich selbst, soweit der Andere dessen bedarf und er 
selbst es unbeschadet der Pflicht gegen seine eigene Pereon ver- 
mag. Daher muss jeder Mensch die ständige und feste Gesin- 
nung haben, die Vollkommenheit und das Glück der Nebenmen- 
schen nach Kräften zu fördern ^). 

Wie seine Vorgänger baut auch Wolf den Staat auf der 
Basis des s. g. Naturständes auf. Dieser ist ihm der Stand der 
Freiheit und Gleichheit, in dem der Mensch nur vom Naturgesetz 
Gebrauch macht und ihm alles diesem Gesetze Gemässe eiiaubt 
ist. Jeder bestimmt seine Handlungen nach seinem Urtheil, so 
weit er die Rechte der Andern nicht verletzt, wesshalb er nur 
sich selbst, seinem Gewissen verantwortlich ist. Doch hebt die 
Freiheit die natürliche Pflicht nicht auf, welche als solche noth- 
wendig und unwandelbar ist. Ob nun genügende Gründe vor- 
liegen, diesen Naturzustand, in dem Alle nur nach Vollkommen- 
heit streben und, weit entfernt, dass sie einander in diesem Stre- 
ben hinderten, vielmehr zur Erreichung des Allen gemeinsamen, 
weil natürlichen, Zieles sich gegenseitig nach Kräften unterstützen, 
und welcher so recht eigentlich das wahre Gegenbild zu dem 
Hobbes'schen bellum omnium contra omnes ist, ob, sagen wir, 
hinlängliche Gründe vorliegen, einen solchen Naturzustand zu ver-. 
lassen, um so einen (theoretischen) Rechtfertigungsgrund der 
Existenz des Staates zu gewinnen , diese Untersuchung geht uns 
hier Nichts an. Jedenfalls ist es eine ganz zweifelhafte Grund- 
lage desselben, wenn Wolf die Ursache »zur Einführung des ge- 
meinen Wesens darin sieht, damit der Mensch desto beque- 
mer den natürlichen Pflichten ein Genüge thun könne'* *). Aber 
eine andere höchst wichtige Bedeutung hat der paradiesische 
Naturzustand Wolfs eben in seiner Eigenschaft der blossen Grund- 



1) Vgl. hiezu jus naturae, Bd. I., 471 ß. 609. 615. § 170 ff. 

2) S. Vernünftige Gedanken vom gesellschaftlichen Leben der Men- 
schen, p. 227. 
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\tige des darauf begründeten Staates, vermöge weichen Verhält- 
nisses beider Anstalten zu einander der letztere dem Bürger eben 
alles das, was er im Naturstand selbst erlangt hätte, und noch 
Weiteres zu leisten hat. So erhalten wir von diesen Prämissen 
aus folgenden Begriff des Staates: er ist diejenige Institution, 
welche dem Menschen die Erreichung des ihm von der Natur 
selbst vorgesteckten Endzieles der Vollkommenheit erleichtert. 
Welche einzelne Bestandtheile aber der Begriff der Vollkommenheit 
involvirt, diese sind eben wieder in der Description des Natur- 
zustandes enthalten. Danach ist in letzter Instanz immer dieser 
der Rechtfertigungsgrund für alle staatlichen Leistungen, und es 
ist constante Formel bei Begründung staatlicher Functionen: die- 
ses oder jenes muss Dir im Gemeinleben zu Theil werden, weil 
Du es als natürliches Recht besitzest; und alles, was Du von 
Natur hast, das muss Dir der Staat verschaffen; „nam conatum 
jus ita inhaeret naturae hominis, ut nullo modo auferri possit". 
So wird ' Wolfs eudämonistische Anschauung vom Zwecke des 
Lebens überhaupt der Maassstab, welchen er an die Thätigkeit 
des Staates anlegt. — Von diesen allgemeinen Sätzen aus können 
wir nun in das Einzelne der Wolf'schen Staatslehre eingehen. 

In der Vorrede zum achten Bande seines Naturrecbts ertheilt 
Wolf dem Fürsten die Aufgabe, den Staat so zu regieren, dass 
er von seiner höchsten Gewalt nur zu dessen Wohlfahrt Gebrauch 
mache. Und zwar erstrecke sich der Kreis seiner Thätigkeit 
nicht allein auf Herstellung der Sicherheit nach Aussen und Innen, 
Pflege des Rechtes, sowohl des civilen als criminalen, sondern 
auch auf Beschaffung aller zu einem bequemen, angenehmen 
und anständigen Leben erforderlichen Mittel, sowie auf Erleich- 
terung des Zugangs zu Wohlhabenheit und Reichthum, welche 
Factoren der Macht eines Staates sind. Im Besondern bezeichnet 
er sodann als den Zweck des Staates die vitae sufiicientia, tranquil- 
litas und securitas. Die erstere besteht im reichlichen Vorhan- 
densein aller Mittel, die zur Nothdurft, zur Bequemlichkeit und 
Annehmlichkeit des Lebens gehören — die Mittel der Glückselig- 
heit. — Die tranquillitas beruht auf dem Abhandensein der Furcht 
vor Unrecht, die securitas in dem Abhandensein der Furcht vor 
äusserer Gewalt. Der Unterschied der beiden letzteren besteht 
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also naherhin darin, dass die eine Sicherheit im Innern des Staa- 
tes, die andere Sicherheit gegen Aussen bezeichnet. Wir sind 
zwar biezu schon von Natur verpflichtet, sofern uns das Natur- 
gesetz gebietet, zu unserer eigenen und unseres Zustandes Ver- 
vollkommnung und zu der des Nächsten nach Kräften beizutragen. 
Im Staate aber wird die Erreichung dieses Zieles sicherer ge- 
stellt, indem er Einrichtungen trifft, durch Wirken mit vereinten 
Kräften Cconjunctis viribus) diesen Forderungen der Natur zu 
genügen. Somit präcisjrt sich seine Aufgabe näher dahin: sie 
ist die Ineinsbildung, die harmonische Leitung der Einzelkräfte 
behufs der Erreichung der vitae sufficientia , tranquillitas und se- 
curitas, von welchen drei Gebieten der staatlichen Thäligkeit uns 
naturlich nur das erste berührt und das zweite, soweit es die 
s. g. Präventivjustiz betrifft. — Sofort geht nun Wolf daran, die 
Aufgabe des Staates in seine hieher bezüglichen Theile zu spe- 
cialisiren ^). 

Die erste Sorge des Staates betrifft die Bevölkerung, und 
zwar muss die Zahl der Bürger je nach dem factischen Verbält- 
niss der Volksmenge zu dem Staatszwecke vermehrt oder ver- 
mindert werden. Die nächste Thätigkeit des Staatsoberhauptes 
muss auf Beschaffung der Mittel zu Speise , Kleidung und Woh- 
nung — vitaö necessitas — , sodann aber nicht minder auf Be- 
schaffung der Mittel zu einem angenehmen und glücklichen Leben 
— commodilas ac jucunditas — gerichtet sein. „In republica 
bene constituta abundare debent res tarn necessariae quam utilcs 
et voluptariae". Da aber die Natur dieses nicht alles von selbst 
in gehöriger Fülle hervorbringt, so sind Anstalten für Hebung 
und Erweiterung der Gewerke und der Industrie zu treffen, d. h. 
dafür, dass die Unterthanen die Naturproducte durch Fleiss und 
Arbeit vermehren und aus denselben Gegenstände des Nutzens 
und Vergnügens verfertigen ^). Demgemäss hat der Regent die 
Pflicht, Müssiggang zu verhindern und Arbeitsmangel zu verhüten ; 
und damit ein jeder durch seine Arbeit seinen Lebensbedarf, wie 



1) Jus naturae Bd. VIII. § 10 ff. 394 ff. 

2) Vgl. Jus nat. VIII. § 398 ff 420 f. 

Zeitsehr. { Staatew. 1863. III. Heft. 34 



530 ^'^ Auffassung des Begriffes der Polizei 

dies im Naturzustände der Fall ist *), erwerbe, so hat die Obrig- 
keit das richtige Yerhältniss zwischen Arbeitslohn und Nahrungs- 
preis herzustellen; nicht weniger liegt ihr ob die Bestimmung 
der Anzahl derjenigen Personen, welche denselben Erwerbszweig 
zu betreiben befugt sind *). 

Wer irgend zu einer Wissenschaft oder Kunst Anlage be- 
sitzt, dem ist die Erlernung desselben auf jegliche Weise zu 
vermitteln und zu erleichtern, ebenso wer zu einer bestimmten 
Lebensweise natürliches Talent hat; umgekehrt sind aber die 
Anderen davon abzuhalten. Es folgt dies unmittelbar aus dem 
Zwecke des Staates, der dafür zu sorgen hat, „ut naturali obli- 
gationi satisfacere quisque facilius possit, quam si extra rem- 
publicam sibi soli relictus constitueretur". Fernerhin ist es Pflicht 
des Staates, die Erziehung der Kinder und Bildung der Jugend 
in die Hand zu nehmen, nachlassige Eltern mit Zwang zu ihrer 
diesfallsigen Obliegenheit anzuhalten und den unbemittelten hierin 
eine Unterstützung angedeihen zu lassen. Zu diesem Behufe hat 
er Unterrichtsanslalten und Kunstakademieen herzustellen, tüchtige 
Lehrer herbei- und heranzuziehen, die Bildung von Genossen- 
schaften unter den Gelehrten — societates, academiae scientiarum 
— zu unterstützen. Aufgabe dieser Gelehrtenakademieen ist es, 
sich mit Beförderung der Landwirthschaft, des Ackerbaues, Gar- 
tenbaues und der Viehzucht, mit Beförderung der Handwerke und 
Gewerbe zu befassen, überhaupt mit Allem, was den Vortheil des 
Staates betrifft — „quae e re civitatis sunt": — insbesondere 
haben sie eine Geschichte eines jeden dieser verschiedenen Erwerbs- 
zweige zu schreiben und angelegentlich zu untersuchen, was 
einer weitern Vervollkommnung und Vollendung noch fähig und 
bedürftig sei '). 

Eine weitere Angelegenheit des Staates ist die religiöse und 
sittliche Bildung des Volkes. Es ist seine Pflicht, dafür zu sor- 
gen, dass seine Angehörigen über Gott und ihre Pflichten gegen 
ihn, sowie über ihre Pflichten gegen sich selbst und die Neben- 



1) Jus nat. IV. § 303. 

2) ibid, Vm. § 421 ir. 

3) Vgl. hiezu ibid. VIII. § 427 IT. 449 ff. 
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menschen und — fügt Wolf sogleich diesen Worten bei — in 
allem demjenigen genügend unterrichtet werden, was eineiii jeden 
in seinem eigenthümlichen Lebensberufe zu wissen nothwendig und 
nützlich ist. So muss denn das Augenmerk des Staates auf Pflege 
der Tugend und Fernhallung des Lasters bei den Unterthanen 
abzielen. Zu diesem Endzweck sind passende Einrichtungen zu 
treffen in der Kirche in Beziehung auf den Gottesdienst, Feier 
der Feste u. s. w. , ist die Verbreitung religion- und sittenver- 
derbender Schriften zu verhindern, die mündliche Verkündigung 
solcher Ansichten zu verbieten. Als besondere Beförderungs- 
mittel der Tugend und guter Sitten werden empfohlen die Schau- 
spiele, Komödien und Tragödien *). 

Eine weitere Function des Staates betrifH die Gesundheit 
seiner Bewohner, sowohl die Erhaltung in ihrem Bestände, als 
die Wiederherstellung nach ihrem Verlust. Hierauf gründet sich 
seine Sorge für gesunde Speisen und unschädliche reine Getränke, 
für wohlfeile Arznei , ein tüchtiges ärztliches Personal und Ver- 
vollkommnung der Heilkunde. Zu eben diesem Zwecke hat der 
Staat Vorsichtsmaassregeln zu treffen gegen ansteckende Krank- 
heiten, allzu anstrengende, weil schädliche, Arbeit zu verhindern. 
— Unter dem letztern Gesichtspunkt fordert er genügenden Ge- 
halt für die Beamten, damit sie nicht durch übermässige An- 
strengung behufs ihrer Existenz ihre Kräfte aufreiben. — Ferner 
hat derselbe für bequeme Strassen und Wege, für Festigkeit und 
ein angenehmes Aeussere (wenigstens) der öffentlic:hen Gebäude, 
demgeinäss für Herbeischaffung eines gediegenen Baumaterials, 
wie für Sicherheitsanslalten gegen Brand und andere Unglücks- 
fälle zu sorgen. Aber die Natur greift noch nach einer andern 
Seite störend und zerstörend in das menschliche Leben ein, durch 
Misswachs und dadurch veranlasste Hungersnoth und Theuerung. 
Insofern fällt die weitere Aufgabe in den Kreis der staatlichen 
Thätigkeit, Vorsichtsmaassregeln gegen solche Unfälle zu ergreifen 
durch Beförderung der Landwirthschaft in allen ihren Theilen und 
Verhütung des Missbrauches mit dieser wichtigen Gabe Gottes 
(durch strenge Bestrafung der flagellatores). Ebenso fordert 



1) Vgl. hieiu VIII. § 426, 456, 529 ff. 
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Wolf Sorge fiUr genügendes Holz und dringt auf eine geordnete 
und solide Forstwirthschaft , deren Verfall in Deutschland er tief 
beklagt '). 

Den Luxus hat der Staat in jeder Beziehung, namentlich 
aber in Speise, Trank und Kleidung zu verbieten. Die Lage der 
Armen und Dürftigen ist durch Hülfe des Staates möglichst zu 
verbessern, das Betteln gesunder und kräftiger Leute aber nicht 
zu dulden, vielmehr sind dieselben in Zucht- und Arbeitshausem 
zu steliger angemessener Beschäftigung unterzubringen. Eine 
dringende Pflicht erfüllt d6r Staat namentlich in der Errichtung 
von Armenhäusern, Waisenhäusern und Armenschulcn in Verbin- 
dung mit ihnen. Aus der natürlichen ünerlaublheit des Wuchers 
entspringt für den Staatsobern die Pflicht der Regulirung des 
Zinsfusses; ebenso hat er dem einzelnen Bürger Geldaufnahme 
zu billigem Zins zu ermöglichen und zu erleichtern , überhaupt 
dem sparsamen und thätigen Bürger unter die Arme zu greifen, 
dagegen für die Verschwender, Wie auch für die Waisen, Vor- 
mundschaft anzuordnen. Endlich hat der Staat für gute und ge- 
eignete Münze zu sorgen und deren Verschlimmerung zu steuern *). 

Hinsichtlich der tranquillitas bemerkt Wolf, dass, da der Ein- 
zelne auf das ihm im Naturstande eigene Recht der Schlichtung 
von Händeln und der Vertheidigung gegen Angriffe auf Person 
und Gut in der bürgerlichen Gesellschaft verzichte, der Staat 
diese Angelegenheit in die Hand zu nehmen habe. Und zwar 
fällt ihm nicht nur die Besorgung der eigentlichen Justiz zu, son- 
dern es liegt ihm ebenso ob, der Verletzung des Rechts und der 
Sicherheit nach allen Seiten vorzubeugen, Anstalten zu treffen, 
den Verbrecher von seinem strafwürdigen Vorhaben abzuhalten 
und abzuschrecken, sowie die geschehene That zu entdecken '). 

Deutlicher als in seinem Naturrecht spricht Wolf den Staats- 
begriff aus in seinen „vernünftigen Gedanken von dem gesell- 
schaftlichen Leben der Menschen". Der Endzweck des gemeinen 
Wesens ist, damit die Menschen in dem Stande wären, dem 



1) Vgl. Vin. §§ 716-725. § 728. I. § 393, 413. 

2) Vgl. hiezu Vlll. § 730 ff. 749-760. 800 ff. 

3) Vgl. Vlll. § 582 ff. 561 ff. 
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höchsten Gut desto sicherer nachzustreben und ihre Wohlfahrt 
mit vereinigten Kräften zu befördern und sich wider jede Gewalt 
und Unrecht zu schützen. Nach diesen Gesichtspunkten hat auch 
der Staat seine Bethatigung einzurichten. „Die gemeine Wohl- 
fahrt und Sicherheit ist das höchste und letzte Gesetz im ge- 
meinen Wesen" ^), 

Zu diesem Resultate gelangte das Naturrecht in der Wolf- 
schen Eudämoniephilosophie. Ueberblickt man nun diesen Theil 
des Naiurrechts, fasst man diesen Theil der dem Staate von Wolf 
zugewiesenen Aufgabe ins Auge , so kann man dessen nahe Be- 
ziehung zu der Wissenschaft, welche ungefähr in der gleichen 
Zeil auftauchte, da Wolf sein Naturrecht bearbeitete, nämlich der 
Polizei Wissenschaft, unmöglich verkennen. Erinnert nicht der 
Satz : die gemeine Wohlfahrt und Sicherheit ist wie der Endzweck 
so auch das höchste Gesetz im gemeinen Wesen, unwillkürlich 
an die Hauptgliederung der Aufgaben der Polizei , wie sie von 
einigen Gelehrten gegeben wurde? Allein ganz abgesehen von 
dieser mehr zufälligen Aeusserlichkeit in den gleichen Ausdrucken, 
es sind ja auch die Principien beider Doctrinen einander ganz 
conform; beide betonen den Staat als eine Wohlsanstalt, der die 
Vervollkommnung, das Glück des Menschen zu besorgen habe, 
üeberhaupt springt die Verwandtschaft, ja die Identität beider 
Wissenschaften so sehr in die Augen, dass eine bloss oberfläch- 
liche Betrachtung sie zu erkennen vermag. Setzt das naturrecht- 
liche Staatsrecht, wie es aus der Hand Wolfs hervorgegangen, 
dem Staat nicht die Aufgabe, auf die Grösse seiner Bevölkerung 
ernstlichen Bedacht zu nehmen und nach dem Verhältniss des 
factischen Bestandes derselben zu dem Staate entweder auf deren 
Vermehrung oder Verminderung hinzuarbeiten? (Bevölkerungs- 
polizei.) Spricht Wolf nicht von Vorsichtsmaassregeln für Er- 
haltung und Wiederherstellung der Gesundheit? (Medicinalpolizei, 
Sanitätspolizei.) Fordert er vom Staate nicht Vorsorge für den 
erforderlichen Vorrath von Lebensmitteln und Abwendung einer 
Theurung? CTheurungspolizei.) Ferner Vorsorge für Beförderung 
der Landwirthschaft in allen ihren Zweigen : des Ackerbaues, der 



1) S. Vernünftige Gedanken u. 8. w., § 214. 234. 
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Viehzucht, des Gartenbaues, der Forstwirthschaft u. s. w. (Land- 
wirthschaftspolizei , Forslpolizei) ; Vorsorge für Hebung der Ge- 
werbe und des Handels, und demgeniäss Herstellung guter Ver- 
kehrsmittel? (Handels- und Gewerbepolizei.) Handelt weiter das 
Naturrecht Wolfs nicht von der Sorge des Staates für religiöse, 
geistige und sittliche Bildung des Volkes? (Religionspoiizei, Un- 
terrichts- und Sittenpolizei.) Verlangt es nicht Ordnung des 
Armenwesens, Fürsorge für Kranke und Vi'aisen ? (Armenpolizei.) 
Regulirung des Zinsfusses und Aufmerksamkeit auf das Münz- 
wesen? (Münzpolizei) u. s. w. u. s. w. 

Man wird hier billig nach dem Grunde der Erscheinung 
fragen, woher es kam , dass Wolf alle diese Institute der Polizei 
in sein Naturrecht aufnahm? Es wurde schon oben bemerkt, wie 
im Verlauf des siebenzehnten Jahrhunderts der Begriff vom Staat 
als einer Wohlsanstalt in Deutschland immer mehr und mehr sich 
ausbildete und concreter gestaltete, und wie in dieser Beziehung 
Wolf nur das Verdienst einer allseitigen Durcharbeitung und 
systematischen Darstellung dieser Ideen hat. Diese Anschauung 
vom Staate blieb natürlich nicht auf den engen Kreis des Natur- 
rechts und seiner wissenschaftlichen Vertreter beschrankt, sondern 
sie theiltc sich sofort auch weitern Kreisen mit. So wird man 
den Einfluss nicht verkennen dürfen, den die kleinen Schriften 
über Polizei, welche im Anfange des achtzehnten Jahrhunderts 
erschienen waren, auf die Staatslehre Wolfs in Bezug auf das 
Detail derselben ausübten. Von noch grösserer Bedeutung aber 
hinsichtlich der Wolf sehen Staatsauffassung und hauptsächlich der 
Durchbildung seiner Lehre war die damalige Staatsverwaltung, 
namentlich in Preussen und Oesterreich. Es fehlen uns zwar 
positive Andeutungen über dieses Verhältniss. Allein wenn wir 
die Stellung seines Naturrechts geschichtlich begreifen wollen, so 
sehen wir uns zu dieser Hypothese genöthigl, und es dürfte unsere 
Annahme um so gerechtfertigter sein, als, wie wir weiter unten 
sehen werden, Justi zu seiner Zeit in ganz demselben Verhältniss 
stand. Wolf selbst will freilich alle staatlichen Functionen aus 
dem Naturstande ^deduciren, d. h. er will alle seine Aufstellungen 
a priori beweisen. Aber eben der Wolf sehe Naturstand ist „der 
breite Graben", über den nicht jeder gelangen kann; denn durch 
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Abstraction aus der Wirklichkeit hat er so viel in denselben 
hineingelegt, hat er dergestalt seine Leere mit concretem Inhalt 
geschwängert, dass wir in ihm nicht mehr einen abstracten Nalui^ 
Staat, sondern den zu seiner Zeit f'actisch bestehenden Staat mit 
seiner stark angewachsenen, ja bis zum üeberfluss angeschwol- 
lenen Centralisation erblicken. Der grosse Philosoph von Halle 
jst hier nur in einer starken Täuschung befangen. Seine Zeit 
nahm ihn so sehr unter ihrem Einflüsse gefangen, dass er ihre 
Einrichtungen und Verhältnisse aus einem Princip ableiten wollte, 
welches denselben geradezu widerstrebt. Denn es Hesse sich 
ohne Mühe der Beweis herstellen, dass aus den Grundbegriffen 
des Naturrechts das gerade Gegentheil sich ergibt, oder zum 
Wenigsten das nicht daraus deducirt werden kann, was Wolf 
daraus folgert. 

Nachdem aber das Naturrecht einmal die geschilderte Gestalt 
angenommen, begann es alsbald auf die ganze Staatslehre eine 
gewaltige Rückwirkung auszuüben. Die Philosophie -ist ja über- 
haupt die Macht, die am meisten eine Zeit durch ihre Schwer- 
kraft zu bewegen vermag; philosophische Ideen sind vor Allem 
im Stande, die Geister zu beherrschen und unter ihrer Autorität 
gefangen zu halten. Dazu stelle man sich vor, welches — für 
uns beinahe unglaubliches — Ansehen die Wolf'sche Lehre ge- 
noss und wie bedeutend ihre Einwirkung demnach auf ihr Zeit- 
alter gewesen sein muss '). Nicht allein die Ideen nahm man 
auf, sondern euch seine demonstrative Methode begann man auf 
verschiedene andere Wissensgebiete anzuwenden. Sein Moral- 
princip der Vervollkommnung, Vollkommenheit beherrschte bei- 
nahe das ganze Jahrhundert, aber nicht in seiner Reinheit, son- 
dern mit einer Abschwächung auf seine äusserliche Seite, indem 
es beinahe allenthalben, wie auch schon bei Wolf selbst in »Glück- 
seligkeit" umschlug. 

Dass das Naturrecht im Gewände der Eudämoniephilosophie 

1 ) Seine Institutionen, ein Auszug aus seinem grossen Werke, wurden 
gleichzeitig in deutscher und lateinischer Sprache ausgegeben; ebenso fan- 
den sie sogleich eine französische Bearbeitung; seine „vernünftigen Ge- 
danken von dem gesellschaftlichen Leben der Menschen", worin er China 
als Musterstaat preist, erlebten in kurzer Zeit fünf Auflagen. 
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insbesondere auf die Auffassung der Polizei von nun an stark 
influirte, bedarf bei dem Verhaltniss des Wolfschen Naturrechts 
zur Polzei, bei der Identität des Stoffes beider Disciplinen keines 
langen Nachweises. Die Erscheinung, dass bald nach der syste- 
matischen Bearbeitung der philosophischen Staatslehre als Natur- 
recht das erste „System" der Polizeiwissenschaft auftaucht, wird 
wohl nicht ohne Innern Zusammenhang mit dem „Jus publicum" 
Wolfs stehen. Wenn die Auffassung des Staates, wie sie in der 
Wolfschen Lehre hervortritt, beinahe während des ganzen Jahr- 
hunderts in den Polizeischriflen herrschend blieb', so wird man 
den liefern Grund davon mit Recht in der eudämonistischen „Philo- 
sophie" suchen. Hatte Wolf doch klar und anscheinend mit mathe- 
matischer Evidenz bewiesen , dass sein Staatsbegriff der richtige 
sei; und eine vollständige Abkehr von seinen Anschauungen 
konnte daher nur durch eine neue philosophische Speculation 
herbeigeführt werden.. Das gemeine Wohl, das gemeinschaftliche 
Beste, die allgemeine Glückseligkeit, dies sind die Grundbegriffe, 
von denen die Polizeischriftsleller ausgingen und die ihren Wer- 
ken durchweg zu Grunde liegen. Die Ueberschwänglichkeit des 
Eudämonismus in der Staatslehre, die, wie wir glauben, hinläng- 
lich in der obigen Darstellung an sich gezeichnet ist, tritt uns 
somit wieder in der Auffassung der Polizei entgegen. Die schlecht- 
hinige Unterordnung der Individualität unter das Allgemeine, des 
Bürgers unter eine centralstaatliche Bevormundung, wie sie die 
Polizeischriften des achtzehnten Jahrhunderts an sich tragen, ist 
in gleicher Weise in der gegenseitigen Stellung der beiden Wis- 
senschaften begründet. Wie das Naturrecht unseres Philosophen 
keine andere als vom Staate ausgehende Thätigkeit zum Besten 
des gemeinen Wesens kennt, wie denn auch der Staat allein bei 
dem Verlassen des Naturzustandes — in dem eben der Einzelne 
für sich ist, kein Glied eines organischen Ganzen — in Betracht 
kommt und ausschliesslich mit allen die gemeinsamen Interessen 
betreffenden Angelegenheiten betraut wird, ebenso verkennt auch 
die Polizei im vorigen Jahrhundert das „gesellschaftliche" Moment 
im staatlichen Vereine ganz und gar. Für die freie und selbst- 
ständige Bethätigung der Individuen und Corporationen bleibt kein 
Raum mehr übrig, als unter strenger Beaufsichtigung des Staates, 
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an dessen Fesseln jede Regung des Bürgers gebunden ist. Ja 
das Naturrecht übertraf noch in vieler Hinsicht die Polizei. So 
beweist Wolf, um nur Ein Beispiel anzuführen, das Recht und 
analog die Pflicht des Staatsoberhauptes aus „natürlichen" Grün- 
den, die Unterthanen zum Kirchenbesuch zu zwingen; denn da — 
wie der Obersatz lautet — die Gottesverehrung im Wesen und 
in der Natur des Menschen begründet ist , so ist es Aufgabe 
des Staates, den Menschen zur Erfüllung seiner natürlichen Pflicht 
anzuhalten '). Das Gleiche Hess sich auch sein Vorgänger Thoma- 
siOs zu Schulden kommen, indem er Zwang für die individuelle 
Seligkeit und den individuellen Glauben und Zwang für die Er- 
haltung der kirchlichen Ordnung verwechselte ^). So wurde die- 
jenige Wissenschaft, deren ursprüngliche Tendenz auf Sicher- 
stellung der natürlichen Hechte der Menschheit gerichtet ist und 
die der urzuständlichen Freiheit und Gleichheit des Menschen in 
der bürgerlichen Gesellschaft eine „leichtere und bequemere" Be- 
thätigung sichern will, Anlass, dieselbe noch fester unter das 
Joch des staatlichen Absolutismus zu drücken. Dieses Beispiel 
zeigt ganz klar, dass, wie oben angedeutet wurde, die Unbe- 
stimmtheit des Naturstandes die verschiedenartigsten Bestrebun- 
gen in sich schliessen konnte; denn aus demselben Princip zogen 
Aiidere die gegentheilige Schlussfolgerung. Zwar gab die Polizei 
das unveräusserliche Recht der Gewissensfreiheit wieder zurück, 
aber noch lange nicht, weil es dieses ist, sondern in einer staat- 
lich-egoistischen Absicht, nämlich im Interesse der Vermehrung 
der Bevölkerung. Dafür üble sie aber um so geflissentlicher auf 
andern Gebieten, namentlich der Gewerbe und des Handels, die 
Bevormundung und Vorenthaltung der natürlichen Freiheit aus '). 
Und alles dieses geschah zur Beförderung der allgemeinen 
Glückseligkeit, der communis utilitas. Diese musste dem Ver- 
schiedenartigsten zum Deckmantel dienen. Denn was Alles lässt 
sich nicht unter den Begrifl" „gemeines Wohl" subsumiren? Mit 



1) Jus nat. I. § 122. VIII; § 471. 

2) Stahl, Geschichte der Rechtsphilosophie, p. 185. 

3) Vgl. hiezu namentlich Justi, Grundfeste, § 281 ff., sowie den gan- 
zen Abschnitt über die Wirthschaftspolizei. 
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ihm begründete man Gewissenszwang, Verkümmerung der gering- 
fügigsten natürlichen Rechte, Entziehung wesentlicher mensch- 
licher Freiheiten. Das nQiärov ipevdog ist die hier indirect aus- 
gedrückte , oder wenigstens implicite enthaltene Lehre von der 
schlechthinigen Erhabenheit des Staates über alle Privatrechle 
und die Verwechselung oder Identificirung der Begriffe Volk und 
Staat, populus und respublica. Das Erster« liegt im Detail der 
Wolfschen Lehre ganz unzweideutig vor; immer und überall 
geht der PhiFosoph von dem gemeinen Wohl aus, in ihm besitzt er 
den Rechtsgrund für alle staatlichen Institute und Leistungen; 
dagegen für die individuellen , Rechte der Bürger hat er kein 
Auge , diese müssen sich stets vor der Allgewalt des Staates 
beugen. Das Letztere zeigt Wolf ganz deutlich in der Dedication 
des achten Bandes seines Naturrechts an Friedrich den Grossen, 
wo er dem Regenten die Aufgabe stellt, den Staat zu seinem 
eigenen, d. h. des Staates Wohle — rempublicam ad ipsius salu- 
tem — zu lenken, wo er eine Fülle von Bedürfnissen und Ver- 
schönerungsmitteln des Lebens verlangt, weil ohne sie der Staat 
nicht mächtig sein könne — sine quibus civitas potens esse 
nequit *), — wonach also in letzter Instanz das Wohl und die 
Macht des Staates, nicht aber das eigentliche Volkswohl der 
wahre Endzweck der bürgerlichen Gesellschaft ist. Wie primitiv 
das politische Denken Wolfs in dieser Beziehung war, erhellt 
mit einem Worte daraus, dass er in der Maxime „salus publica 
suprema lex esto" nach ihrer exclusiven Seite den Inbegriff der 
höchsten Staats\|ireisheit sieht. Indessen fiel nicht erst er in die- 
sen Fehler, vielmehr hat er ihn als Erbtheil von seinen Vor- 
gängern überkommen. Bereits nach der Auffassung des Grotius 
„ist Staat ganz dasselbe mit Volk, mit den vereinigten Menschen, 
und das Oeffentliche bedeutet ihm desshalb auch nur das Allen 
Gemeinnutzliche, nicht das höhere Noth wendige über Allen" , so 
dass nach dieser Anschauung das Interesse des Staates auch 
den Maassstab geben soll für das Wohl und Bedürfniss des 



t) Wir verweisen hinsichtlich des Rathes, den Wolf seinem königlichen 
Gönner ertheilte, auf unsern zweiten Artikel, in dem die Folgen dessen 
practiscber Durchführung dargestellt sein werden. 
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Volkes ^). Die Gleichsetzung der Begriffe von Staat und Volk 
führte in der Theorie zur unbeschranktesten Staatsomnipotenz und 
in der Praxis zum schlechthinigen staatlichen Absolutismus. Denn 
wenn zwischen dem beiderseitigen Interesse kein Widerstreit 
stattfindet, wenn beide vielmehr in Wahrheit eins sind, da gilt 
es nur, das eine zu wahren, da das andere in diesem inbegriffen 
ist. Aber welches dieses Eine in absoluten Monarchieen sein 
werde, das liegt klar vor Augen und das zeigt die Geschichte 
des achtzehnten Jahrliunderts unwidersprechlich. Diese Ver- 
mischung so wesentlich verschiedener Elemente, wie wir sie im 
Wolf'schen Naturrecht finden^ influirte auch in nachhaltiger Weise 
auf die Behandlung und Auffassung der Polizei. Die abstracte 
Allgemeinheit, in welcher Wolf einfach von dem Wohle des 
Staates und der gemeinschaftlichen Glückseligkeit redet, kehrt auch 
hier wieder: das „gemeine Wohl" ist das allgemeine Schibolelh 
der Polizei. Der tiefere Grund dieser Sprachweise liegt aber doch 
nur in dem eben gerügten Mangel, wonach die salus publica 
identisch sein soll mit der salus reipublicae, oder diese vielmehr 
mit der salus populi. Einige thun in formeller Hinsicht noch 
einen Schritt weiter, indem sie der Polizei die Aufgabe stellen, 
„die verschiedenen Gewerbe nach der Absicht des Staates zu 
regieren", oder „die Handlungen der Unterthanen für den Zweck 
des Staates zu bestimmen" ^). Materiell freilich ist diese Be- 
stimmung der Polizei die gleiche mit der obigen , sofern der End- 
zweck des Staates eben die gemeinschaftliche Glückseligkeit ist. 
Aber wer verstand in concretem Falle unter diesem Zweck des 
Staates, unter dem gemeinen Wohl das eigentliche Volkswohl oder 
aber vielleicht nicht ein vermeintliches Staatsinteresse? In jedem 
Falle bleibt der Mangel einer strengen Individualisirung der staat- 
lichen Functionen, statt welcher alle schlechthin unter den Be- 
griff des gemeinen Wohles gestellt und von ihm aus bestimmt 
werden. Diese verschwommene Allgemeinheit des Polizeibegriffes 
ist allen Schriftstellern des vorigen Jahrhunderts mehr oder weni- 



1) Stahl a. a. 0. p. 168. 

2) S. Justi, Grundsätze, dritte Auflage, p. 6. Anm. Schmalz, Natür- 
liches Staatsrecht IL, § 171. 
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ger eigen und daher ein charakteristisches Merkmai der Polizei 
jener Zeit überhaupt. 

Neben dieser Einwirkung der Wolf'schen Philosophie auf die 
allgeitieine Auffassung der Polizei haben wir noch eine besondere 
auf einzelne Schriftsteller zu registriren. Jung stellte ganz nach 
Art der Naturrechtslehrer die natürlichen Rechte — jura connata — 
des Menschen fest, um auf dieser Basis seine Polizeiwissenschaft 
zu gründen, ähnlich wie Wolf den Staat auf Grundlage des Natur- 
standes aufbaute. Als natürliche unveräusserliche Rechte des 
Menschen gelten ihm das Recht der Selbsterhaltung und das der 
Vervollkommnung, d. h. das Recht der physischen und moralischen 
Ausbildung seiner Person, sowie der Vermehrung und Verbesse- 
rung der Befriedigungsmittel seiner Bedürfnisse, was Wolf die per- 
fectio nostra statusque nostri nennt 0. Diese Rechte der Mensch- 
heit zu geniessen und auszuüben, ist jeder befugt; ihm hiebei 
seine Aufgabe zu erleichtern, ist Pflicht des Staates, welcher der- 
selben in seiner polizeilichen Thäligkeit genügt "}. In der That, 
wenn man nicht bloss positiv und dogmatisch verfahren, sondern 
die Polizeiwissenschaft speculativ begründen, d. h. den Rechts- 
grund der polizeilichen Functionen des Staates nachweisen wollte, 
so bot das Naiurrecht, wie es sich im Laufe der Zeit und na- 
mentlich unter dem Einflüsse des Eudämonismus der Wolf'schen 
Philosophie in Deutschland gebildet, die beste Stütze an die Hand. 
Rössig und Pfeiffer tragen zwar den Einfluss des Naturrechts nicht 
so unverhohlen zur Schau; doch lassen sich die Spuren auch an 
ihnen nicht verkennen, namentlich an letzterem in seiner »natür- 
lichen aus dem Endzweck der Gesellschaft entstehenden allge- 
meinen Polizeiwissenschaft.* 

B. 

Einen ganz verschiedenen Charakter trägt die andere, abstracte 
Richtung des Naturrechts an sich, ja sie ist beinahe in allen Be- 
ziehungen das gerade Gegenbild zur Anschauung Wolfs und 
seiner Gesinnungsgenossen. Sehen wir ab von den politischen 



1) Jus naturae I. § 170. 

2) Vgl. hiezu Wolf, Jus naturae VIII. § 438. 
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Consequenzen , die aus dem abstracten Naturrecht gezogen wur- 
den, so ist ein individueller Atoinismus im Staate dessen unmit- 
telbares Ergebniss. Die sofortige Folge ist, dass die Staatsge- 
walt auf das engste Maass der Wirksamkeit gegenüber der Frei- 
heit der Individuen , auf die blosse Besorgung der Rechtspflege 
eingeschränkt und den menschlichen Lebenszwecken keine Rech- 
nung getragen wird '). Zweck und Aufgabe des Staates soll 
nur der Schutz der Einzelberechtigung sein , die Aufsicht, dass 
Keiner die ihm angewiesenen Grenzen überschreite, und nölhi- 
genfalls die Zurückführung der Frevler in die gebührenden Schran- 
ken. Kurz: Sicherung der Einen gegen widerrechtliche Ueber- 
grilTe in die Rechtssphäre der Andern ist seine ganze und aus- 
schliessliche Obliegenheit. Aber diese Sicherung, dieser Schutz 
der Einzelberechtigung wird, wie Stahl treffend bemerkt *), folge- 
richtig zuirr blossen „Strafschutz" , indem der Einzelne auf die 
Ausübung des ihm ursprünglich — im Naturstande — zukom- 
menden Strafrechtes verzichtet, um dasselbe nun von der Gemein- 
schaft ausüben zu lassen. 

Diese Ideen nahm auch Kant auf und brachte die diesfallsige 
Richtung gewisser Maassen zum Abschluss. Von seinen Vor- 
gangern unterscheidet er sich nur durch systematischere Durch- 
bildung dieses Wissenszweiges und dadurch, dass, während jene 
aus der Fülle der menschlichen Triebe irgend einen (Furcht, 
Selbstsucht) als staatenbildendes Princip herausgrifien, er dagegen 
in der ganzen vernünftigen Natur dies Menschen den Grund der 
staatlichen Vereinigung sah. Und zwar sollte dieser aus der 
Idee entwickelte Staat nicht bloss ein logisch richtiges System 
von wissenschaftlichen Sätzen sein , sondern zugleich die Richt- 
schnur für alle in der Erfahrung bestehenden Staaten, eine For- 
derung des an sich gültigen ewigen Rechts '). 

Recht ist nach Kant „die Einschränkung der Freiheit eines 
Jeden auf die Bedingung ihrer Zusammenstimmung mit der Frei- 
heit von Jedermann, sofern diese nach einem allgemeinen Gesetze 



1) Vgl. Mohl, Literatur der Staatswissenschaften I., p. 230. 

2) Geschichte der Rechtsphilosophie, dritte Auflage, p. 317. 

3) Mohl, Literatur L, p. 242. 
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möglich ist, oder der InbegriiT der Bedingungen, unter denen die 
Willkür des Einen mit der Willkür des Andern nach einem all- 
gemeinen Gesetze der Freiheit zusammen vereinigt werden kann ; 
und das öflentliche Recht ist der Inbegriff der äussern Gesetze, 
welche eine solche durchgängige Zusammenstimmung möglich 
machen" *). Mit einem Worte : was der practischen Vernunft 
entspricht, ■ oder der nach vernünftigen Denkgesetzen gebildete 
Wille war ihm Recht. Die Realisirung dieses Rechtes bezeichnet 
Kant als den einzigen Zweck des Staates , und was nicht unter 
diesen Zweck fallt, ist für ihn kein Gegenstand der Staatsthätig- 
keit. „Gerechtigkeit ist es allein, die den Staat macht, und der 
Staat hat keinem andern Zweck und keiner andern Richtschnur 
zu folgen und niemals auf Kosten der Gerechtigkeit das Wohl 
oder die Glückseligkeit zu befördern." Die Bestimmung des 
Staates ist ausschliesslich und allein der Schutz des vernunftge- 
mässen äussern Zusammenlebens *). 

Gleichwohl anerkennt jedoch Kant neben der blossen justi- 
ziellen Function des Staates noch eine andere. Wie alle Privat- 
rechte erst im Slaate „peremtorisch" sind — sofern nämlich im 
Staate die zur Verwirklichung des Rechtes stets nothwendige 
zwingende Macht erst geschaffen wird — , so gibt es auch nur 
im Staate wirkliches Eigenthum. Da er sonach das Eigenthum 
erst rechtskräftig macht und gleichsam ermöglicht, so ist dasselbe 
in seinem Rechtsgrunde von der obersten Staatsgewalt abhängig. 
Auf diesem Recht des Staates auf alles Eigenthum „beruht auch 
das Recht der Staatswirthschaft, des Finanzwesens und der Poli- 
zei, welche letztere öffentliche Sicherheit, Gemächlichkeit und An- 
ständigkeit besorgt; denn dass das Gefühl für diese (sensus decori), 
als negativer Geschmack, durch Bettelei, Lärmen auf Strassen, 
Gestank, öffentliche Wollust (venus volgivaga), als Verletzung des 
moralischen Sinnes nicht abgestumpft werde, erleichtert gar sehr 
ihr Geschäft, das Volk durch Gesetze zu lenken" ^). Die Polizei 



1) Metaphysik des Rechts. Ges. Werke v. Hartenstein. Bd. V., p. 30. 383. 

2) S. Kuno Fischer, Kant's Leben und Lehre. Bd. IL, p. 204. Hohl, 
Literatur L 242. 

3) Metaphysik des Rechts, a. a. 0. p. 159. 
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ist für Kant bloss eine Sicherheitsanslalt , die neben der öiTent- 
lichen Sicherheit „zugleich die öiTentiiche Anständigkeit bis an 
die Schwelle des Hauses beaufsichtigt und hütet" '). Somit kennt' 
Kant die Polizei nur nach ihrem untergeordneten Gesichtspunkte, 
dasjenige Gebiet derselben, welches man Iheilweise ihr sogar zu 
entziehen suchte, und wir können nicht umhin, in dieser Be- 
ziehung Harl'n beizustimmen, wenn er sagt, dass Kant mit dem 
wahren Begriff der Polizei nicht bekannt war *"). Nach der Hand 
weist indess Kant dem Staate die Sorge für Armenwesen, Findel- 
häuser und das Kirchenwesen zu. Er bringt zwar diese Gegen- 
stände nicht unter den Umfang der polizeilichen thätigkeit des 
Staates, sondern bezeichnet sie überhaupt als eine „indirecte 
Pflicht des Oberbefehlshabers (Souveräns)." Allein dies ist Be- 
weis, dass er bei den Leistungen, die er vom Staate erwartete, 
die Unmöglichkeit eines glücklichen Gemeinlebcns , eines organi- 
schen Staatslebens erkannte: er vermisSte die positive Function 
des Staates, dessen polizeiliche Thätigkeit, und wies .somit mittel- 
bar auf diese als Ergänzung der bloss justiziellen hin. Wenn 
wir nach dem Grunde fragen, wesshalb Kant dies Gebiet nicht 
ausdrücklich unter den Begriff der Polizei stellte, so finden wir 
ihn vielleicht in Folgendem : er wollte die Unantastbarkeit der 
Privatrechle , wie er sie dargelegt, nicht wieder einer central- 
staatlichen Wohlsbevormundung zum Opfer bringen, wie dieses 
Beispiel in der theoretischen sowohl als in der practischen Poli- 
zei des vorigen Jahrhunderts gar nicht selten war. Gegenüber 
dem Princip der abstracten Staatsallgemeinheit der Wolf'schen 
Philosophie und der Polizeiwissenschaft in der ersten Zeit ihres 
Bestehens machte er mit Recht das Princip des Individualismus 
geltend: aber er verfiel in den entgegengesetzten Fehler, indem 
er beide Momente nicht zu einer höhern Einheit vermittelte, son- 
dern, das andere Extrem in seiner Exclusivität bestehen Hess. 
Der kritische Charakter seiner Philosophie zeigte sich überhaupt 
mehr in fester Begrenzung der einzelnen Rechte als in bestimm- 
ten Positionen. Und hier hat er auf dem Gebiete der philosophi- 



1) Fischer a. a. 0. p. 219. 

2) Polizeiwissenscbaft § 25. 
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sehen Rechts- und Staatslehre eine Krise herbeigeführt; es galt, 
sich fUr ihn oder wider ihn zu entscheiden, und im Wesentlichen 
blieb sein Resultat der Ausgangspunkt der weiteren Forschungen, 
sei es, dass es angenommen, sei es, dass es Gegenstand der 
Polemik wurde. 

Zu solchem Ergebniss führt noihwendig der abstracte Cha- 
rakter des Naturrechts, consequent durchgeführt. Es tragt, wie 
die abstracte Philosophie überhaupt, einen negativen Charakter 
an sich, und seine innerste Unwahrheit ist die völlige Nichtachtung 
der innewohnenden eigenthümlichen Bestimmung der verschiedenen 
Lebensverhältnisse. Das Negative aber bedarf nur einer folge- 
richtigen Durchführung, um seine practische Unmöglichkeit und 
factische NichtWirklichkeit aufzuzeigen, und damit, wenn nicht in 
das Gegentheil umzuschlagen, so doch auf dasselbe hinzudeuten. 
Mit Recht hat man diesen s. g. Rechtsstaat — im engern Sinne 
des Wortes — als ein „practisches Unding" bezeichnet. Eine 
blosse begriflliche Fixirung reicht hin, uiri seinen Widerspruch 
mit unsern jetzigen Verhältnissen und mit den Verhältnissen eines 
Culturvolkes überhaupt, sollte es auch noch keine hohe Stufe der 
Entwicklung erreicht haben, und damit die Nuthwendigkeit eines 
Complehnentes derselben in der Polizei aufzuzeigen. Bei dem 
Wachsthum der Cultur, bei der Entstehung so vieler neuer mensch- 
licher Lebenszwecke in den vorigen Jahrhunderten that sich 
auch seine Unzureichenheit in vollem Maasse kund. Denn die 
Zeiten, in denen einige Staatsgelehrten die polizeiliche Thätigkeit 
des Staates durch die schöne Eigenschaft der alten Germanen, 
welche Tacitus mit den Worten schildert: plus ibi valebant boni 
mores quam alibi bonae leges , reichlich ersetzt sahen , waren 
verschwunden , und hätten sie auch noch bestanden , wären sie 
wohl den neuen Bedürfnissen gewachsen gewesen ? Dies drängte 
sich denn auch dem denkenden Geiste mit unwiderstehlicher Macht 
auf, und selbst ein Kant, der gewiss vor dem Resultate seines 
Denkens nicht zurückzubeben pflegte, brachte hier um der Har- 
monie mit der concreten Wirklichkeit willen ein kleines Opfer. 

Wenn wir im Vorstehenden das Naturrecht nur nach seinen 
indirecten Folgen betrachteten, so haben wir nun auch noch seine 
unmittelbaren Leistungen für unsern Zweck zu untersuchen. 
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Vermöge seines negativen Charakters wirkt es destructiv. Diese 
seine Wirkung offenbarte sich in allem Bestehenden, insbesondere 
aber in den zwar historisch berechtigten, aber der Zeit nicht 
mehr angemessenen und desshalb an sich unrechtmässigen Lebens- 
verhältnissen , deren Aufhebung ja ihr erstes und nächstes End- 
ziel war; sie war zwar nicht eine positiv aufbauende, aber doch 
eine läuternde und reinigende. Der durch dasselbe bewerk- 
stelligten Zugrundlegung der reinen menschlichen Persönlichkeit 
und der Befreiung von dem Unpersönlichen „verdankt man die 
grossen politischen Resultate, zugleich die dauernden Wohlthaten 
und die Zierde des Zeilalters , die es vor allen andern ruhmvoll 
auszeichnet. Ihr Inbegriff ist Humanität im eitelsten Sinne des 
Wortes. Sie schaffte die Tortur und die Leibeigenschaft ab; sie 
gewährt Freiheit der Forschung und Mittheilung, Freiheit der Be- 
strebung in dem Höchsten wie im Geringsten, sichert daher den 
Austritt aus Staat und Kirche, den Schutz wenigstens der Privat- 
rechte bei jedem Glaubensbekenntniss. Sie erzeugt die Toleranz, 
welche den Menschen für sich selbst gelten lässt, sein Wollen 
anerkennt, sein Vermögen erwägt, und daher schonend ist gegen 
die Verblendung Einzelner oder ganzer Völker in Glauben und 
That" ■). 

Sichtlich ist der Einfluss, welcher von hier aus auf die Auf- 
fassung der Polizei im vorigen Jahrhundert, wenn auch erst gegen 
dessen Ende , sich geltend machte. Zwar predigen bereits die 
Männer, die in der wissenschaftlichen Behandlung der Polizei den 
Reigen eröffnen, religiöse Duldsamkeit und Aufhebung alles un- 
menschlichen Druckes, wie Justi, Sonnenfels und ihre unmittel- 
baren Nachfolger. Aber ihre Motive leiden an ehier Trübung 
und unedlen egoistischen Beimischung. Sie verlangen diese To- 
leranz und die Entfernung jeglichen Druckes nicht als etwas an 
und für sich Berechtigtes, sondern als blosse Mittel, die Bevölke- 
rung des Staates zu mehren und den Staat gegen Entvölkerung 
zu wahren *). Erst gegen Ende des Jahrhunderts treten diese 
Forderungen als an sich berechtigte hervor, und Berg erklärt die 



1) S. Stahl, p. 265 ff. 282 ff. 

2) Vgl. Justi, Grundfeste I. § 279 ff. 

Z«it$chr. f. Staataw. Iä63. III. Heft. 35 
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Gewissensfreiheit für „ein angebornes, unveräusserliches Reoht des 
Menschen, welches die Staatsgewalt ohne Verletzung des allge- 
meinen Zweckes der Sicherheit nicht angreifen kann", und der 
Staat hat nach ihm nur dahin zu sehen, dass das gemeine Wesen 
von einer etwaigen Religion keinen Schaden leide *). Jetzt er- 
kannte man, dass dieses Rechte des Menschen an sich, der gan- 
zen Menschheit seien und begann sie von denen, welche sie vor- 
enthielten, zurückzufordern. 

Wenn wir die polizeiwissenschaftlichen Schriften des vorigen 
Jahrhunderts in ihrer Reihe durchgehen, so werden wir den 
stetigen Fortschritt gewahr, wie sich der Kern der Menschlich- 
keit immer mehr aus der Hülse des Utilitätsprincips , der blossen 
staatlichen Nützlichkeitsrücksichten herausschält, bis er zuletzt 
in seiner ganzen Reinheit dasteht. Vorerst abgesehen von der 
wirlhschafllichen Seite der Polizei, so findet dies zunächst bei 
allen Gegenständen statt , welche das innere persönliche Wesen 
des Menschen betreffen. Von entscheidender Bedeutung ist aber 
hier das Auftreten Kant's, dessen Metaphysik des Rechts in der 
Auffassung des Polizeibegriifs eine Wendung herbeiführte; der 
Staatsbegriff, den er aufstellte und mit aller Schärfe präcisirte, 
war ein mächtiges Correctiv gegen denjenigen, welcher bisher 
in der Polizeiwissenschaft einheimisch war. Das ersehen wir 
sogleich an dem ersten Schriftsteller über Polizei, welcher die 
Kant'schen Ideen eingesogen, nämlich an Berg. Das grosse Ge- 
wicht, welches er auf die Achtung der Privatrechte des Bürgers 
gegenüber aller polizeilichen Bevormundung legte, die Entschieden- 
heit, mit der er der Polizei eine bloss negative Aufgabe zuer- 
kannte, nämlich „künftige gemeinschädUche Uebel im Innern des 
Staates zu verhüten und abzuwenden", lässt sich nur durch den 
Einfluss des grossen deutschen Philosophen erklären, welcher jede 
allgemeine Wohlsbeförderung mit Verletzung der Rechte Einzel- 
ner für eine Sünde an der Menschheit erklärt und in dieser Be- 
ziehung ganz die Stelle des Franzosen Rousseau in Deutschland 
vertrat. Gegenüber der in der Begriffsbestimmung, welche Pütter 
von der Polizei gab, derselben eingeräumten Befugniss, „die natür- 



1) Berg, Itandbuch des deutschen Polizeirechts. II. Bd. p. 288. 
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liehe Freiheit der Unterthanen zum gemeinen Besten, so oft es 
nöthig befunden wird, einzuschränken" , so nahe gelegten Gefahr 
der Ueberschreitung ihrer Rechtssphftre mochte Kant's Beschrän- 
kung des Staatszweckes auf den Genuss der menschlichen Rechte 
und dessen starke Betonung der natürlichen Freiheit von grosser 
Einwirkung gewesen sein. So wurden durch den Einfluss des 
abstracten Nalurrechtes die polizeilichen Functionen überhaupt 
mehr von dem Charakter staatlicher Zucht befreit und als an sich 
berechtigte Forderungen , als reine Rechte der Menschheit be- 
trachtet , und es kann keinem Zweifel unterliegen , dass erst in 
diesem Stadium, wann es sich zur reinen Gestalt herausgearbeitet 
hat, der eigentliche und wahre Zweck des Staates, der Menschen 
im Staate, erreicht wird. 

C. 

Eine nicht unerhebliche Frage betrilTt den Zusammenhang 
der Polizei nach ihrer vvirthschaftlichen Seite mit der damaligen 
geistigen Richtung. Schon im dogmatischen Theile unserer Auf- 
gabe sahen wir, dass das Mercantilsystem, oder wie man es* auch 
benannt hat, das Geld- und Sperrsystem vorwiegt. Diese An- 
schauung vom Nationalreichthum ist tief in der Geschichte unseres 
Volkes begründet und lasst sich weit über die Zeit desjenigen 
hinaus verfolgen, der das Verfahren practisch in der Staatsver- 
waltung durchführte und nach dem es auch einen neuen Namen 
erhalten hat, nämlich Colbert's. Es ist dies überhaupt die primi- 
tive Ansicht vom Reichthum, sowohl bei den Individuen, als einem 
ganzen Volke. Wenn im Mittelalter die deutschen Fürsten den 
Ausfluss des Geldes nach Rom verboten ; wenn die Reichspolizei- 
ordnungen im Anfang des sechszehnten Jahrhunderts als Grund 
der Luxusverbote angeben, „zu verhindern , dass nicht ein über- 
schwänglich Geld aus der Nation geführt werde"; wenn sie in 
gleicher Weise die Ausfuhr von Wolle CRohproduct) untersagen, 
und auf der andern Seite gebieten, inländisches Tuch zu Kleidern 
zu nehmen: klingen da nicht jene Ideen wieder')? Homeck 
fordert in seinem „Oesterreich über Alles, wenn es nur will" im 



1) S. Ka'utz, Geschichte der Nationalökonomie, p. 258. 
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Geiste dieses Systems Bearbeitung der Edelminen selbst mit Zu- 
busse *). Sogar in Pufendorfs Nalurrechl findet sich der Ge- 
daniie von dem allein glücklich machenden Geldreichlhura *). Von 
Entscheidung war hiebei die Auffindung des Wasserweges nach 
Ostindien und die Entdeckung Amerika's, der Reichthum schaffende 
Colonialhandel und der Seehandel Englands, wie die Goldslrömung 
aus Amerika nach Europa : all dieses drängte die Zeitgenossen 
zu der Ueberzeugung , in Gold und Silber liege der Kern des 
Wohlstandes eines Volkes, und der Handel sei, weil er am meisten 
bereichere , auch der alleinige Hebel des Volkswohlstandes '). 
Jusli selbst, der erste in der Reihe unserer Polizeischriftsteller, 
hat diese Ansicht in verschiedenen Schriften zur Darstellung ge- 
bracht, vor Allem in dem ersten Theile seiner Staatswirthschaft, 
in der sirengsten Form aber in seinem „Grundriss aller ökono- 
mischen und Kameralwissenschaften." Als die Grundlage des 
Nationalreichthums bezeichnet er im Geiste der damaligeii Zeit 
Vermehrung der Bevölkerung, lebhaften auswärtigen Handel, Ge- 
werbe und Betrieb der Edelminen (letzteres selbst bei geringer 
Ausbeute , ja sogar bei Zubusse) *). Von hier aus gmg diese 
Lehre nicht nur in seine, sondern auch in andere polizeiliche 
Werke über, und dies um so leichter, da das entgegengesetzte 
System des Physiokratismus erst im Entstehen begriffen war und 
sie überdies in Deutschland nie einer unbedingten wissenschaft- 
lichen Anerkennung sich zu erfreuen hatte. Hinsichtlich seines 
Ansehens und seines Einflusses auf seine Zeit verdient Justi 
Wolf an die Seite gestellt zu werden. Kautz sagt von ihm, dass 
seine Ansichten den damaligen Ideenkreis so ziemlich am treuesten 
wiederspiegeln, wie sie denn nicht allein auf literarischem Wege, 
sondern ebenso mittelst des Unterrichts und der mündlichen Lehre 
vom Katheder herab Eingang fanden. Von diesen nationalöko- 
nomischen Anschauungen war nun auch die Wirihschaftspolizei 
des vorigen Jahrhunderts im Anfange getragen. Als sodann der 



1) ibid. p. 291. 

2) S. dort VII. § 11. 

3) S. Rossbach, Geschichte der polit. Oekonomie I., p- 268; Heeren, 
kleine Schriften I., p. 79. 

4) S. politische Schrillen 1., p. 524. Staatswirthschaft I., p. 154. 
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Physiokratismus sich in Deutschland geltend zu machen begann, 
zeigt sich sein Einfluss hauptsachlich nur darin, dass man dem 
Äckerbau eine grössere Bedeutung zumass und gegenüber dem 
Industriewesen wieder zu höherem Ansehen verhalf. 

Der Grundgedanke, der sich durch das ganze betrefTende 
System wie ein leitender Faden hindurchzieht, ist, „dass der 
Reichlhum eines Volkes nach der Menge des unter demselben 
circulirenden Geldes zu bemessen sei", dass also das Geld, wenn 
nicht gerade der ausschliesslich einzige, doch der in eminentem 
Maasse hauptsachliche Factor des Reichthums bei Individuen wie 
ganzen Völkern sei. Von diesem Gesichtspunkt aus entwickelte 
sich für die Volkswirthschaflspolilik folgende praclische Maxime : 
„der Volkswirlhschaft eine solche Richtung zu geben, bei welcher 
möglichst viel Geld ins Land gezogen und das erworbene dem- 
selben erhalten würde" *). Dieses Ziel wird erreicht durch eine 
starke Ausfuhr und keine oder eine ganz geringe Einfuhr ; hierin 
sind im Allgemeinen die Mittel zur Erreichung jenes Zweckes 
angegeben. Zu diesem Behufe wird dann namentlich auf eine 
grosse Ausdehnung der nationalen Industrie gedrungen, um mit 
ihrer Hülfe die Ausfuhr zu ermöglichen und die einheimischen 
Bedürfnisse durch inlandische Fabricalion zu decken. Gegenüber 
dem fremden Lande aber fordert diese Lehre eine Absperrung, 
um dessen Fabrlcate auszuschliessen , oder doch nur gegen be- 
deutenden Zoll einzulassen. Dieses Moment ist dasjenige, das 
am stärksten in die Erscheinung tritt und welches auch zuerst 
in seinem Werthe oder ünwerthe gemessen wurde. Als nun der 
Glaube an die Wahrheit des Mercantilismus wankend wurde und 
dessen Alleinherrschaft in der Folizeiwissenscbaft — zwar lang- 
sam, da derselbe in der Praxis der Staatsverwaltung eine sehr 
reelle Hinterlage hatte — schwand, bildeten zuerst und haupt- 
sächlich die Zollschranken den Zielpunkt, auf den allgemein der 
Angriff gerichtet wurde. Es war dies auch bei der politischen 
Lage Deutschlands ganz natürlich ; an diesen practischen Maximen 
musste vor Allem die in einer Doctrin liegende Politik beurtheilt 
werden, welche, sobald sie nur in einem zusammengehörenden 



1) S. Schul, Grundsätze der Nationalökonomie, p. 17 f. 
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Löndercomplex allgemein befolgt wurde, eben damit zugleich als 
unmöglich sich herausstellte. So sehen wir denn Männer, wie 
Pfeifer, Jung und Berg, sehr heftig gegen dieselbe in die Schran- 
ken treten. Sofern sie sich indessen auf diese Opposition be- 
schränkten, war ihre Thäligkeit vornehmlich nur eine negative: 
ein eigenes volkswirthschafiliches System setzten sie nicht an die 
Stelle des Mercantilismus. „Adam Smith's Sonne war noch nicht 
aufgegangen", wenigstens noch nicht für diese Zeit und für unser 
Vaterland aufgegangen ')• Seine Untersuchungen über den Natio- 
nalreichthum erhielten erst gegen Ende des Jahrhunderts (1794) 
durch Gärve eine deutsche Uebersetzung. Und — sagt Heeren — 
wenn Smith's Ideen im eigenen Mutterland erst durch grossen 
Kampf sich Anerkennung verschafften, wie konnten sie im Aus- 
lande unmittelbar Eingang finden? 

Wenn man die Stellen liest, in denen die oben genannten 
Männer gegen- die practischen Folgen des Sperrsystems zu felde 
ziehen, so kann allerdings der Schein erweckt werden, als thun 
sie dies auf Grund einer hohem foHgeschriltenern Stufe der 
nationalökonomischen Lehre. Wenn Berg folgende Sätze aufstellt: 
„wenn irgendwo höhere Leitung, unmittelbare Einmischung der 
Staatsgewalt, wohlgemeinter Zwang zweckwidrig, ja selbst gemein- 
schädlich ist, so ist es bei dem Handel und Gewerbe. Die Hand, 
die den Gewerbpreis nach bestimmten Normen lenken und leiten 
will, wird ihn nur lähmen und niederdrücken. Die erkünstelte 
und erzwungene Blüthe der Manufakturen und Fabriken und des 
Handels ist wie ein Treibhaus-Gewächs, schnell vorübergehend, 
ohne Kraft und Dauer« ; wenn er daher die polizeiliche Thätigkeit 
des Staates in dieser Beziehung auf eine bloss „nachhelfende** — 
nicht »vorsorgende" — Leitung da, wo der Einzelne sich nicht 
mehr helfen kann , auf blosse Abwendung der Störungen der 
freien Wirksamkeit und der widerrechtlichen Niederhallung der 
Freiheit des Einen durch den Andern beschränkt; wenn er von 
der Polizei nur die „Hinwegräumung der Hindernisse, die der 
Gewerbfleiss auf seinem Wege findet", wenn er ferner in Betreff 
des Handels nur die Entfernung solcher »Hindernisse, die des 



1) Vgl, Hohl, Polizeiwissenschaft, Einleitung. 
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Einzelnen, die selbst Mehrerer vereinigte Anstrengung nicht heben 
kann, überhaupt bloss diejenigen Erleichterungen des Handelsver- 
kehrs, die nur durch öOentliche Anstalten erreicht werden kön- 
nen", fordert : so zeigt sich hier eine innere Verwandtschaft seiner 
Lehre mit der des „ökonomischen Kant", indem sie bezüglich der 
Gewerbe und des Handels gleiche Passivität auf Seite des Staates 
verlangt, wie das passive Industriesysteni *). Wenn Jung »voll- 
koniinene Gewinn-, Gewerbe- und Verkehrsfreiheil" in der Yolks- 
wirlhschaft verlangt, so hat er damit die Hauptmaximä Adam 
Smith's ausgesprochen *). Indem Pfeifer den Satz ausspricht : ein 
Volk könne auch ohne Gold und Silber reich sein , wenn es nur 
die andern Arten von Gütern im Ueberfluss besitze '), so hat er 
die mercanlilistische Geldtheorie über Bord geworfen. Aber all 
dieses ist in Wahrheil nicht Folge tieferer nationalökonomischer 
Anschauungen, sondern Folge der Einsicht in die Unhallbarkeit 
des Merantilismus nach der Seite der durch ihn bedingten präc- 
tischen Maximen. 

Jung fuhrt allerdings in seinem „Verzeichniss einiger Schrift- 
steller der Polizeiwissenschaft" unter der Gewerbepolizei „Adam 
Smith, Untersuchungen der Natur und Ursachen von Nalionalreich- 
thümern. Leipzig 1776. 2 Bände" auf*). Allein es geht einer- 
seits aus seinen ausdrücklichen Worten hervor, dass die von ihm 
angeführten Werke nicht alle der Bearbeitung seines Buches zu 
Grunde liegen, sondern dass er nur ein Verzeichniss der ihm 
bekannten einschlägigen Literatur geben wollte *) ; anderseits er- 
hellt aus dem Inhalt desselben, dass Jung das Werk Ad. Smilh's 
gar nicht zu Gesicht bekam, sondern nur den Titel, sei es woher 
immer cilirte. Höchstens könnte man annehmen, dass Smith von 
Jung bloss eines höchst oberflächlichen Studiums gewürdigt wurde, 
zumal er ja in seinem Sinne nur von der „Gewerbepolizei* han- 
delt. Indessen besagt die Ungenauigkeit , um nicht zu sagen 
Unwahrheit, der Citalion genug. Gehen wir jedoch zur VervoU- 

t) Deutsches Polizeirecht, Bd. III. p. 4tl f., 490. 

2) Staatspolizei Wissenschaft, § 1130. 1414. 

3) Allgemeine Polizeiwissenschaft, Bd. I. p. 203. 

4) Staatspolizeiwissenschaft, p. XLVIII. 

5) ibid. p. LH. 
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ständigung des Beweises unserer Behauptung auf eine allgemeine 
Vergleichung der beiderseitigen Lehren ein. Während Jung nach 
seiner ausdrückliclien Erklärung hinsichtlich der Bevölkerungslehre 
ganz auf dem Standpunkt von Sonnenfels steht, nach welchem 
der Reichlhum eines Landes von der Menschenzahl abhängt, und 
somit auch in der Lehre von den Produclivfactoren des National- 
reichthums mit jenem Gelehrten übereinstimmt, wie er denn „das 
allgemeine Beste in der Summe des einzelnen Besten" findet, und 
während er folgerichtig analog der Lehre des Sonnenfels die- 
jenigen Fabriken für die besten erklärt, welche die meisten Hände 
beschäftigen : so sind dagegen im Geiste des Industriesystems 
„die Summe der hervorbringenden Kräfte (überhaupt) und die 
zweckmässige Anwendung derselben" die Factoren des National- 
reichthums ')• Während nach der Lehre Adam Smiths der Reich- 
lhum von der Grösse der productiven Arbeit und der Sparsam- 
keit bei der Consumlion der producirten Güter bedingt ist, so 
empfehlen dagegen Pfeifer und Jung eine starke Consumtion, weil 
für das Wachslhum der Bevölkerung vortheilhaft. Der klarste 
Beweis dafür aber, dass der Mercanlilismus noch nicht principiell 
überwunden ist, liegt darin, dass eben immer das „baare Geld" 
bei diesen Polizeigelehrten in zu grossem Ansehen sieht, dass 
die Masse des in einem Lande circulirenden Geldes immer noch 
als Maassstab des Nationalcapitals angesehen und die Handels- 
bilanz ausschliesslich nach der Summe des ab- und zufliessenden 
Geldes bemessen wird "). 

So begegnen wir hier der Erscheinung, dass die deutschen 
Polizeigelehrten die practischen Forderungen des Industriesystems 
stellten, bevor sie mit dem eigentlichen Kern der Lehre bekannt 
wurden. Worin liegt wohl der Grund davon ? Es wurde schon 
oben angedeutet, dass er zum Theil in der politischen Gestaltung 
Deutschlands zu suchen ist, welches wie kein anderes Land ge- 
eigenschaftet war, ein Verdammungsurtheil des Mercantilismus nach 



1) Staatspolizei Wissenschaft § 1117 f. Vgl. Schüz, Nationalökonomie, 
p. 36 Anm, 

2) Vgl. namentlich Jung, Staatspolizeiwissenschafl § 1281 f. 1297 f. 
1413. 1305. 
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seiner unmittelbar in die practische Handelspolitik eingreifenden 
Seite herbeizuführen. Wir müssen daher annehmen, dass Pfeifer 
und Jung durch eine pragmatische Betrachtung der social-poli- 
tischen Verhältnisse zu ihrer wirthschaftlichen Anschauung ge- 
langten. Auf der andern Seite ist hiebei wohl auch die physio- 
kratische Lehre, welche Pfeifer einer eigenen Kritik unterzieht, 
nicht ohne anregenden Einfluss gewesen. Wenn auch die An- 
schauung der Physiokraten vom Nationalreichthum , von der Pro- 
ductivität der Arbeit, von der schlechthin unbedingten Freiheit 
der Getreideausfuhr, von der Vertheilung der Steuern keinen 
Beifall fand, so Hess man doch dem übrigen Theil der betreffen- 
den Lehre und dem genannten selbst in bedingter Weise Gerech- 
tigkeit widerfahren '). Freiheit der Gewerbe und des Binnen- 
handels — der äussere Handel, insbesondere mit den wesentlichen 
menschlichen Bedürfnissen, richtet sich nach der jeweiligen poli- 
tischen Lage eines Landes — , Aufhebung des denselben hem- 
menden Zoll- und Mauthsyslems , Wegräumung der Hindernisse 
einer gedeihlichen Entwicklung des Ackerbaues, wurden dringende 
Forderungen. Und alle diese Forderungen mussten aus den obi- 
gen Gründen in Deutschland lauter werden, als in irgend einem 
andern Lande; desshalb mussle auch eine Lehre, welche den- 
selben Rechnung trug, trotz ihrer sonstigen paradoxen Ansichten 
hier doppelt willkommen sein und doppelten Erfolg haben ^). 

Auf diesen Vorarbeiten baut nun Berg weiter und brachte 
sie zugleich mit seinen übrigen polizeilichen Anschauungen in 
Einklang. Wie bezüglich seines Polizeibegriffes überhaupt die 
Kant'sche Rechtsphilosophie von unmittelbarem Einflüsse war, so 
ist sie dies namentlich auf seine Wirthschaftspolizei , in der er, 
wie wir oben sahen, die praclischen Forderungen des Smithianis- 
mus zur Darstellung bringt. Die Rechts- und Staatslehre Kant's 
ist ja nur das Analogen zu dem Industriesystem: die Lehre Ad. 
Smiths ist im Wesentlichen nur die Doctrin des abstracten Rechts- 
staates auf die Wirthschaftslehre übertragen. Wie jener die 
möglichst grosse negative Freiheit eines jeden Einzelnen erstrebt, 



1) Vgl. Pfeifer allg. Polizeiwissenschaft, Bd. II., p. 62 ff. 

2) Vgl. Pfeifer a. a. 0. II. p. 18-22. I. p. 37. 



554 D'^ AaffaMung des Begriffes der Polizei 

d. h. möglichst geringe Berührung und Beschränkung durch den 
Staat, so stellt das Industriesystem ganz dieselbe Aufgabe für das 
Verhältniss zur Güterwelt *). So verlangt auch Berg von der 
Polizei nur die Hinwegraumung der Hindernisse, die Handel und 
Gewerbe auf ihrem Wege finden und bezeichnet alle weitere Ein- 
mischung des Staates als eine Unterdrückung, nicht eine Förde- 
rung des Handels. Aber bei diesem an sich nur negativen Re- 
sultate — negativ insofern, als eben nur die Handelspolitik des 
Sperrsystems negirt wird — blieb auch er stehen, zu den tiefern 
Grundgedanken des Industriesystenis ist er nicht durchgedrungen. 
Und diese Erscheinung auf dem Wirthschaflsgcbiete darf uns hier 
um so weniger befremden , als sie ja dem Polizeibegriff Berg's 
überhaupt conform und somit bloss eine Specialisirung desselben 
in der Wirthschaftslehre ist. 

Fassen wir das Bisherige in wenige Worte zusammen, so 
ergibt sich uns folgendes kurze Resultat: Die mit -dem sechs- 
zehnten Jahrhundert eintretende geistige Bewegung in Deutsch- 
land veranlasste eine Ausdehnung des früheren engeren Staats- 
begrifles. Während man im Mittelalter den Staat im Allgemeinen 
nur als Organ zur Wahrung und Herstellung des Friedens nach 
Aussen und Innen betrachtete , begann man jetzt allmälig seine 
Aufgabe zn erweitern , indem man ihm im Wesentlichen alle 
Functionen zumaass, die das sich ausdehnende Culturleben forderte. 
Diese Richtung in der Staatslehre ward vornehmlich von den deut- 
schen Naturrechtsiejirern gepflegt und gewann endlich ihren Ab- 
schluss in der Wolfschen Philosophie, indem das Naturrecht die- 
ses Philosophen alle staatlichen Leistungen unifasst, die in dem 
Begriff der Justiz und Polizei zusammen enthalten sind. Die 
letztere nämlich ist es, mit der alle über die blosse Rechtspflege 
hinausgehenden staatlichen Functionen zum Wohle der Mensch- 
heit bezeichnet wurden, und die somit von nun an als neues 
Moment in den Staatsbegriff aufgenommen ward. Aber diese 
Art der Entstehung der neuen Wissenschaft führte auch sofort 
zu den Mängeln hin , an denen dieselbe beinahe während des 
ganzen vorigen Jahrhunderts litt Indem man nämlich dem Staate 
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in der Erweiterung seiner Aufgabe die Besorgung des Volkswohls 
überhaupt übertrug, fing man an, ilin als den schlechthinigen 
Fürsorger und Vormund des Volkes zu betrachten , ohne dessen 
Willen und Genehmigung seinem Pflegekind keine Unternehmung 
und selbstständige Thätigkeit erlaubt sei, ja man fing an, beide 
BegriiTe, Staat und Volk zu verwechseln und zu identificiren. 
Diese Vermischung so wesentlich verschiedener Begriffe aufzu- 
heben, den Einzelnen aus- ^seiner schlechthinigen Unterordnung 
unter das Allgemeine, das Persönliche aus seiner absoluten Unter- 
werfung unter den Staat emporzuheben, dazu diente die andere 
Richtung des Naturrechts, die wir nach dem Vorgang von Stahl, 
sowie als der Natur der Sache angemessen, die abstracte bezeich- 
net haben, und die zuerst vorzüglich in England gepflegt wurde, 
zuletzt aber in Kant einen entschiedenen Vertreter fand. So 
stehen die beiden grossen deutschen Philosophen, Wolf und Kant, 
in einer nahen und unmittelbaren Beziehung zur Polizeiwissen- 
schaft: wie jener ihrer Entstehung und ihrem allgemeinen omni- 
potenten Charakter vorarbeitete, den Satz : „satus publica suprema 
lex" zur umfassendsten Anwendung bringend, so führten Kant's 
metaphysische Anfangsgründe der Rechtslehre sie von ihrer Ueber- 
schwengiicbkeit wieder auf das ihr angemessene Maass zurück, 
indem man für Zwecke polizeilicher Natur dem Staate nur in dem 
Falle die Befugniss einzutreten zugestand, in welchem des Ein- 
zelnen oder Mehrerer Kräfte zur Realisirung des Zweckes nicht 
hinreichten. 



